
II Mitteilungen 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN DER EUROPÄISCHEN 
UNION 

Europäische Kommission 

2010/C 300/01 Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss (Sache COMP/M.5974 — Finavias/ 
Abertis/Autopista Trados M-45) ( 1 ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 

2010/C 300/02 Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss (Sache COMP/M.5944 — Osaka/UFG/ 
Infrastructure Arzak/Saggas) ( 1 ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 

IV Informationen 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN DER EUROPÄISCHEN 
UNION 

Europäische Kommission 

2010/C 300/03 Euro-Wechselkurs . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 

2010/C 300/04 Verwaltungskommission der Europäischen Gemeinschaften für die soziale Sicherheit der Wanderarbeit
nehmer — Währungsumrechnungskurse zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des 
Rates . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 

ISSN 1725-2407 
C 300 

53. Jahrgang 

6. November 2010 Mitteilungen und Bekanntmachungen 

( 1 ) Text von Bedeutung für den EWR (Fortsetzung umseitig) 

Amtsblatt 
der Europäischen Union 

Ausgabe 
in deutscher Sprache 

Informationsnummer Inhalt 

Preis: 
3 EUR DE 

Seite

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0001:0001:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0001:0001:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0002:0002:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0003:0004:DE:PDF


V Bekanntmachungen 

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK 

Europäische Kommission 

2010/C 300/05 Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.5991 — Triton III Holding 6/Wittur 
Group) ( 1 ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 

SONSTIGE RECHTSHANDLUNGEN 

Europäische Kommission 

2010/C 300/06 Staatliche Beihilfen — Deutschland — Staatliche Beihilfe C 15/09 (ex N 196/09) und N 380/10 — 
Ausweitung des förmlichen Prüfverfahrens, Abwicklungsanstalt, zusätzliche SoFFin-Garantien für die 
HRE; Hypo Real Estate — Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 108 Absatz 2 des AEUV ( 1 ) 6 

2010/C 300/07 Staatliche Beihilfen — Irland — Staatliche Beihilfe C 25/10 (ex N 212/10) — Umstrukturierung der 
Educational Building Society — Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 108 Absatz 2 des 
AEUV ( 1 ) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17 

2010/C 300/08 Bekanntmachung eines Antrags gemäß Artikel 30 der Richtlinie 2004/17/EG — Antrag eines Mitglied
staats . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 37 

2010/C 300/09 Mitteilung an Hakimullah Mehsud und Wali Ur Rehman, die mit der Verordnung (EU) Nr. 1001/2010 
der Kommission in die Liste nach den Artikeln 2, 3 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des 
Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen 
und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung 
stehen, aufgenommen wurden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 38 

DE 

Informationsnummer Inhalt (Fortsetzung) 

( 1 ) Text von Bedeutung für den EWR 

Seite

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0005:0005:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0006:0016:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0017:0036:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0037:0037:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:C:2010:300:0038:0039:DE:PDF


II 

(Mitteilungen) 

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN 
DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.5974 — Finavias/Abertis/Autopista Trados M-45) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 300/01) 

Am 25. Oktober 2010 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32010M5974 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht. 

Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss 

(Sache COMP/M.5944 — Osaka/UFG/Infrastructure Arzak/Saggas) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 300/02) 

Am 21. September 2010 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 des Rates entschieden, keine Einwände gegen den obengenannten angemeldeten 
Zusammenschluss zu erheben und ihn für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar zu erklären. Der 
vollständige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verfügbar und wird in einer um etwaige 
Geschäftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden beiden EU-Websites veröffentlicht: 

— Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/ 
cases/). Auf dieser Website können Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie 
Unternehmensname, Nummer der Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen 
werden, 

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/en/index.htm). Hier kann diese Entscheidung anhand der 
Celex-Nummer 32010M5944 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum 
Gemeinschaftsrecht.
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IV 

(Informationen) 

INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN 
STELLEN DER EUROPÄISCHEN UNION 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Euro-Wechselkurs ( 1 ) 

5. November 2010 

(2010/C 300/03) 

1 Euro = 

Währung Kurs 

USD US-Dollar 1,4084 

JPY Japanischer Yen 114,41 

DKK Dänische Krone 7,4536 

GBP Pfund Sterling 0,86790 

SEK Schwedische Krone 9,2910 

CHF Schweizer Franken 1,3546 

ISK Isländische Krone 

NOK Norwegische Krone 8,1190 

BGN Bulgarischer Lew 1,9558 

CZK Tschechische Krone 24,585 

EEK Estnische Krone 15,6466 

HUF Ungarischer Forint 273,71 

LTL Litauischer Litas 3,4528 

LVL Lettischer Lat 0,7097 

PLN Polnischer Zloty 3,9150 

RON Rumänischer Leu 4,2910 

TRY Türkische Lira 1,9674 

Währung Kurs 

AUD Australischer Dollar 1,3865 

CAD Kanadischer Dollar 1,4100 

HKD Hongkong-Dollar 10,9170 

NZD Neuseeländischer Dollar 1,7747 

SGD Singapur-Dollar 1,8106 

KRW Südkoreanischer Won 1 561,00 

ZAR Südafrikanischer Rand 9,5882 

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 9,3752 

HRK Kroatische Kuna 7,3560 

IDR Indonesische Rupiah 12 541,46 

MYR Malaysischer Ringgit 4,3422 

PHP Philippinischer Peso 60,043 

RUB Russischer Rubel 43,3100 

THB Thailändischer Baht 41,741 

BRL Brasilianischer Real 2,3610 

MXN Mexikanischer Peso 17,2163 

INR Indische Rupie 62,0000
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( 1 ) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



VERWALTUNGSKOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN FÜR DIE SOZIALE 
SICHERHEIT DER WANDERARBEITNEHMER 

Währungsumrechnungskurse zur Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 des Rates 

(2010/C 300/04) 

Artikel 107 Absätze 1, 2 und 4 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 

Bezugszeitraum: Oktober 2010 

Anwendungszeitraum: Januar, Februar und März 2011 

10-2010 EUR BGN CZK DKK EEK LVL LTL HUF PLN 

1 EUR = 1 1,95580 24,5314 7,45670 15,6466 0,709414 3,45280 274,013 3,94963 

1 BGN = 0,511300 1 12,5429 3,81261 8,00010 0,362723 1,76542 140,103 2,01944 

1 CZK = 0,040764 0,0797263 1 0,303965 0,637819 0,0289186 0,140750 11,1699 0,161003 

1 DKK = 0,134108 0,262288 3,28985 1 2,09833 0,0951378 0,463047 36,7473 0,529675 

1 EEK = 0,0639116 0,124998 1,56784 0,476570 1 0,0453398 0,220674 17,5126 0,252427 

1 LVL = 1,40961 2,75692 34,5798 10,5111 22,0557 1 4,86711 386,253 5,56745 

1 LTL = 0,289620 0,566439 7,10479 2,15961 4,53157 0,205461 1 79,3597 1,14389 

1 HUF = 0,00364946 0,00713761 0,0895264 0,0272129 0,0571016 0,00258898 0,0126008 1 0,0144140 

1 PLN = 0,253188 0,495186 6,21107 1,88795 3,96154 0,179615 0,874209 69,3770 1 

1 RON = 0,233714 0,457098 5,73334 1,74274 3,65683 0,165800 0,806968 64,0408 0,923084 

1 SEK = 0,107766 0,210768 2,64365 0,803577 1,68617 0,0764506 0,372094 29,5293 0,425635 

1 GBP = 1,14106 2,23169 27,9919 8,50856 17,8537 0,809486 3,93986 312,666 4,50677 

1 NOK = 0,123289 0,241128 3,02445 0,919326 1,92905 0,0874627 0,425691 33,7827 0,486944 

1 ISK = 0,00644053 0,0125964 0,157995 0,0480251 0,100772 0,00456901 0,0222379 1,76479 0,0254377 

1 CHF = 0,743360 1,45386 18,2357 5,54301 11,6311 0,527350 2,56667 203,691 2,93600 

10-2010 RON SEK GBP NOK ISK CHF 

1 EUR = 4,27873 9,27938 0,876376 8,11105 155,267 1,34524 

1 BGN = 2,18772 4,74454 0,448091 4,14718 79,3878 0,687822 

1 CZK = 0,174418 0,378265 0,0357246 0,330639 6,32930 0,0548375 

1 DKK = 0,573811 1,24444 0,117529 1,08775 20,8224 0,180407 

1 EEK = 0,273461 0,593061 0,0560106 0,51839 9,92335 0,0859767 

1 LVL = 6,03136 13,0803 1,23535 11,4334 218,866 1,89627 

1 LTL = 1,23921 2,68749 0,253816 2,34912 44,9683 0,389609 

1 HUF = 0,0156151 0,0338647 0,00319830 0,0296009 0,566639 0,00490941 

1 PLN = 1,08333 2,34943 0,221888 2,05362 39,3117 0,340600 

1 RON = 1 2,16872 0,204821 1,89567 36,2880 0,314402 

1 SEK = 0,461101 1 0,0944434 0,874094 16,7324 0,144971 

1 GBP = 4,88230 10,5884 1 9,25521 177,169 1,53501 

1 NOK = 0,527519 1,14404 0,1080470 1 19,1426 0,165853 

1 ISK = 0,0275573 0,0597642 0,00564433 0,0522395 1 0,00866408 

1 CHF = 3,18064 6,89792 0,651463 6,02943 115,419 1 

Note: all cross rates involving ISK are calculated using ISK/EUR rate data from the Central Bank of Iceland
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reference: Oct-10 1 EUR in national currency 1 unit of N.C. in EUR 

BGN 1,95580 0,511300 

CZK 24,5314 0,040764 

DKK 7,45670 0,134108 

EEK 15,6466 0,0639116 

LVL 0,709414 1,40961 

LTL 3,45280 0,289620 

HUF 274,013 0,00364946 

PLN 3,94963 0,253188 

RON 4,27873 0,233714 

SEK 9,27938 0,107766 

GBP 0,876376 1,14106 

NOK 8,11105 0,123289 

ISK 155,267 0,00644053 

CHF 1,34524 0,743360 

Note: ISK/EUR rates based on data from the Central Bank of Iceland 

1. Laut Verordnung (EWG) Nr. 574/72 wird für die Umrechnung von auf eine Währung lautenden Beträgen 
in eine andere Währung der von der Kommission errechnete Kurs verwendet, der sich auf das monatliche 
Mittel der von der Europäischen Zentralbank veröffentlichten Referenzwechselkurse der Währungen 
während des in Absatz 2 bestimmten Bezugszeitraums stützt. 

2. Bezugstermin ist: 

— der Monat Januar für die ab dem darauf folgenden 1. April anzuwendenden Umrechnungskurse, 

— der Monat April für die ab dem darauf folgenden 1. Juli anzuwendenden Umrechnungskurse, 

— der Monat Juli für die ab dem darauf folgenden 1. Oktober anzuwendenden Umrechnungskurse, 

— der Monat Oktober für die ab dem darauf folgenden 1. Januar anzuwendenden Umrechnungskurse. 

Die Umrechnungskurse der Währungen werden im jeweils zweiten in den Monaten Februar, Mai, August 
und November erscheinenden Amtsblatt der Europäischen Union (Serie C) veröffentlicht.
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V 

(Bekanntmachungen) 

VERFAHREN BEZÜGLICH DER DURCHFÜHRUNG DER 
WETTBEWERBSPOLITIK 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses 

(Sache COMP/M.5991 — Triton III Holding 6/Wittur Group) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 300/05) 

1. Am 26. Oktober 2010 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 139/2004 ( 1 ) des Rates bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das 
Unternehmen Triton III Holding 6 GmbH (Deutschland), das mittelbar von den Komplementären der 
verschiedenen Kommanditgesellschaften, die die Triton Fonds I, II und III (zusammen „Triton“, Jersey) 
aufgelegt haben, allein kontrolliert wird, erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der EG- 
Fusionskontrollverordnung durch Erwerb von Anteilen die Kontrolle über eine Gruppe von Zielunterneh
men und deren Tochtergesellschaften (zusammen „Wittur“, Deutschland). 

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig: 

— Triton: Private-Equity-Investmentfonds, der Managementberatung für Unternehmen mit Sitz in Europa 
erbringt und Beteiligungen an solchen verwaltet, insbesondere an Dunkermotoren, ein Unternehmen, das 
u. a. Elektroantriebe für Aufzuganwendungen produziert, 

— Wittur: Entwicklung, Produktion und Verkauf von sowie Handel mit Aufzugkomponenten für Wohn- 
und Gewerbeanwendungen. 

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter 
die EG-Fusionskontrollverordnung fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie 
sich vor. 

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen. 

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser Anmel
dung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5991 — Triton III 
Holding 6/Wittur Group per Fax (+32 22964301), per E-Mail (COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu) 
oder per Post an folgende Anschrift übermittelt werden: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Fusionskontrolle 
J-70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË
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( 1 ) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (nachstehend „EG-Fusionskontrollverordnung“ genannt).
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SONSTIGE RECHTSHANDLUNGEN 

EUROPÄISCHE KOMMISSION 

STAATLICHE BEIHILFEN — DEUTSCHLAND 

Staatliche Beihilfe C 15/09 (ex N 196/09) und N 380/10 — Ausweitung des förmlichen 
Prüfverfahrens, Abwicklungsanstalt, zusätzliche SoFFin-Garantien für die HRE; Hypo Real Estate 

Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 108 Absatz 2 des AEUV 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 300/06) 

Mit Schreiben vom 24. September 2010, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt 
ist, hat die Kommission Deutschland von ihrem Beschluss in Kenntnis gesetzt, das Verfahren nach 
Artikel 108 Absatz 2 AEUV in Bezug auf die genannten Beihilfen/Maßnahmen auszuweiten. 

Wie in dem Schreiben dargelegt, hat die Kommission beschlossen, einstweilen keine Einwände gegen die 
Beihilfen/Maßnahmen zu erheben. 

Alle Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des 
Schreibens zu den Beihilfen/Maßnahmen, die Gegenstand des von der Kommission ausgeweiteten Verfahrens 
sind, Stellung nehmen. Die Stellungnahmen sind zu richten an: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Staatliche Beihilfen 
Rue Joseph II 70 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22961242 

Alle Stellungnahmen werden Deutschland übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme abgeben, können 
unter Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht offengelegt wird. 

Verfahren 

Am 1. April 2009 meldete Deutschland einen Umstrukturie
rungsplan für die Hypo Real Estate (HRE) an. Am 7. Mai 
2009 eröffnete die Kommission wegen staatlicher Beihilfemaß
nahmen zugunsten der HRE das förmliche Prüfverfahren, ins
besondere aufgrund von Zweifeln an der Lebensfähigkeit der 
Bank. Am 13. November 2009 wurde das Prüfverfahren auf 
zusätzliche Beihilfemaßnahmen zugunsten der HRE ausgeweitet. 
Gleichzeitig erteilte die Kommission für mehrere Kapitalzufüh
rungen eine einstweilige Genehmigung. Zwischen Dezember 
2009 und Mai 2010 erteilte die Kommission für weitere 
Garantien und Kapitalzuführungen zugunsten der HRE ebenfalls 
einstweilige Genehmigungen. 

Am 2. September 2010 meldete Deutschland bei der Kommis
sion eine zusätzliche SoFFin-Garantie (Liquiditätsgarantie) von 

20 Mrd. EUR für die HRE an. Am 10. September 2010 meldete 
Deutschland bei der Kommission eine zusätzliche SoFFin-Garan
tie (Settlement-Garantie) von bis zu 20 Mrd. EUR für die HRE 
an. Am selben Tag meldete Deutschland außerdem eine Entlas
tungsmaßnahme für wertgeminderte Vermögenswerte (Abwick
lungsanstalt) und eine Kapitalzuführung vom SoFFin von bis zu 
(2 050 000 000-2 150 000 000) (*) EUR für die HRE an. Diese 
Kapitalzuführung ist nicht Gegenstand dieses Beschlusses. Zwi
schen dem 3. und dem 21. September 2010 übermittelte 
Deutschland der Kommission weitere Informationen. 

Im Laufe der Zeit wurde der Umstrukturierungsplan für die HRE 
mehrmals aktualisiert.

DE C 300/6 Amtsblatt der Europäischen Union 6.11.2010 

(*) Vertrauliche Informationen.



Beschreibung der Beihilfen/Maßnahmen, die Gegenstand 
des von der Kommission ausgeweiteten Verfahrens sind 

Die Kommission hat beschlossen, das Verfahren nach 
Artikel 108 Absatz 2 AEUV zur Prüfung der Transparenz, Be
wertung, Lastenverteilung und Vergütung im Rahmen der Ent
lastungsmaßnahme für wertgeminderte Vermögenswerte (Ab
wicklungsanstalt) und deren Einfluss auf die Prüfung des Um
strukturierungsplans im Hinblick auf Lebensfähigkeit, Lastenver
teilung und Wettbewerbsverzerrungen auszuweiten. In Anbe
tracht der vorstehenden Erwägungen hat die Kommission 
auch beschlossen, das Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 
AEUV, insbesondere zur Prüfung der Umstrukturierungsbeihilfe 
und insbesondere hinsichtlich der beiden zusätzlichen SoFFin- 
Garantien, d. h. der Liquiditätsgarantie von 20 Mrd. EUR und 
der Settlement-Garantie von bis zu 20 Mrd. EUR, auszuweiten. 

Würdigung der Beihilfen/Maßnahmen 

Die Kommission hat beschlossen, die SoFFin-Garantien von bis 
zu 40 Mrd. EUR zugunsten der HRE einstweilig — d. h. bis zum 
Erlass eines endgültigen Beschlusses über die Umstrukturie
rungsbeihilfe — für mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erklä
ren. Bei der Prüfung der Umstrukturierungsbeihilfe wird die 
Kommission sowohl die Garantien als auch ihre Konditionen 
berücksichtigen. 

Angesichts der Zusage Deutschlands, der Kommission spätes
tens bis zum 15. Dezember 2010 alle notwendigen und ange
forderten Informationen zu übermitteln, hat die Kommission 
beschlossen, die Entlastungsmaßnahme für wertgeminderte Ver
mögenswerte (Abwicklungsanstalt) zugunsten der HRE einstwei
lig — d. h. bis zum Erlass eines endgültigen Beschlusses über 
die Umstrukturierungsbeihilfe — für mit dem Binnenmarkt ver
einbar zu erklären. Die Kommission wird die Konditionen der 
Entlastungsmaßnahme für wertgeminderte Vermögenswerte in 
ihrem endgültigen Beschluss über die Umstrukturierungsbeihilfe 
bewerten. 

In Anbetracht der auf der Grundlage des derzeitigen Umstruk
turierungsplans bestehenden Zweifel in Bezug auf die Lebens
fähigkeit der Bank, die Lastenverteilung sowie Wettbewerbsver
zerrungen wird die Kommission weitere Optionen für die HRE/ 
pbb Deutsche Pfandbriefbank in Betracht ziehen, etwa eine Auf
spaltung in kleinere Einheiten und/oder ein […]-Szenario. 

WORTLAUT DES SCHREIBENS 

„The Commission wishes to inform Germany that it has decided 
to extend the scope of the ongoing investigation procedure with 
respect to an impaired asset measure (winding-up institution) 
for Hypo Real Estate (HRE) and with respect to SoFFin ( 1 ) guar
antees of up to EUR 40 billion. It has also decided to 
temporarily authorise SoFFin guarantees of up to EUR 40 
billion, and to temporarily authorise the establishment of an 
impaired asset structure (winding-up institution) for HRE. 

1. PROCEDURE 

(1) On 2 October 2008, the Commission temporarily au- 
thorised a State guarantee for HRE. On 7 May 2009, the 
Commission opened an in-depth investigation into aid 
measures for HRE, mainly based on doubts regarding 
HRE's viability. On 13 November 2009, the scope of 
this investigation was extended, in order to cover add- 
itional aid measures for HRE, and at the same time the 
Commission temporarily authorised several capital 
injections. On 21 December 2009, the Commission 
temporarily authorised guarantees of EUR 18 billion for 
HRE. On 19 May 2010, the Commission temporarily 
authorised a capital injection of EUR 1,85 billion for HRE. 

(2) On 2 September 2010, the German authorities notified to 
the Commission an additional SoFFin guarantee (liquidity 
guarantee) of EUR 20 billion for HRE. 

(3) On 10 September 2010, the German authorities notified 
to the Commission an additional SoFFin guarantee 
(settlement guarantee) of up to EUR 20 billion for HRE. 

(4) On 10 September 2010, the German authorities notified 
an impaired asset measure (winding-up institution) for 
HRE. 

(5) On 10 September 2010, the German authorities notified a 
capital injection of SoFFin of up to EUR [2 050 000 000- 
2 150 000 000] (*) for HRE. This Decision does not cover 
that capital injection. 

(6) On 10 September 2010, Germany informed the 
Commission that it exceptionally accepts that the 
Commission Decision be adopted in the English language. 

(7) Between 3 and 21 September 2010, the German 
authorities sent to the Commission further information. 
Among the information provided is a statement by 
Deutsche Bundesbank dated 15 September 2010 
regarding the necessity of settlement guarantees for the 
transfer of assets. 

(8) On 21 September 2010, Germany committed to submit 
by 1 November 2010 at the latest, all requested data in the 
context of the procedure which would put an auditor in a 
position to confirm the real economic value as per 
31 March 2010 regarding the transfer of impaired assets 
to the FMS Wertmanagement. Germany will submit to the
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Commission, by 15 December 2010 at the latest, the 
report on the confirmation of the State aid element in 
the transfer and the data quality as well as the validation 
by the supervisory authority. Germany also commits to 
submit to the Commission as soon as possible, but no 
later than 1 November 2010, all further information for 
the assessment of the restructuring aid and, in particular 
the restoration of viability. 

2. DESCRIPTION 

2.1. The beneficiary 

(9) HRE was established in October 2003 as a spin-off of 
parts of the commercial real estate financing of the HVB 
Group. In 2007, HRE took over the Dublin-based DEPFA 
Bank plc, which was a major acquisition in terms of HRE's 
balance sheet. HRE has its headquarters in Germany. 

(10) At the end of September 2008, HRE faced a liquidity 
shortage which would have put the bank into insolvency. 
HRE was unable to obtain short-term financing, in 
particular for its subsidiary DEPFA Bank plc, because the 
interbank lending markets had dried up in the aftermath of 
the Lehman Brothers bankruptcy. DEPFA Bank plc's 
strategy of funding a large portion of its public finance 
portfolio (public bonds) on a short-term basis — based on 
the belief that secured and unsecured funding sources 
would always be available — put the whole HRE Group 
at risk. Moreover, interest rate and foreign exchange 
movements as well as spread developments have been 
significant drivers of volatility of HRE's liquidity needs, 
exacerbating the group's liquidity shortfall during the 
months after the Lehman collapse. 

(11) Since autumn 2009, HRE has been entirely owned by the 
Federal Republic of Germany as a consequence of State 
capital injections and a squeeze-out of minority share
holders. HRE currently consists of the following main 
companies: Hypo Real Estate Holding, pbb Deutsche 
Pfandbriefbank and DEPFA Bank plc ( 3 ). 

(12) pbb Deutsche Pfandbriefbank concentrates on two 
business fields: “Real Estate Finance” and “Public Sector 
Finance”. It does business in Europe, Asia, North 
America and South America. HRE is one of the largest 
issuers of covered bonds (Pfandbriefe ( 4 )). 

(13) As per 30 June 2010, HRE had a balance sheet total of 
approximately EUR 385 billion. For the first half of the 
financial year 2010, HRE reported losses of EUR 0,7 
billion. For the financial year 2009, HRE reported losses 
of EUR 2,2 billion, compared to losses of EUR 5,5 billion 
for the financial year 2008. 

(14) HRE is currently in a restructuring process. 

(15) In the information notified by Germany on 2 September 
2010, Germany submits that the current rating (Fitch 
long-term rating) of pbb Deutsche Pfandbriefbank is A–. 

2.2. Brief description of the updated restructuring 
plan 

(16) On 1 April 2009, Germany notified a restructuring plan 
for HRE, which the bank updated in May 2010 and which 
HRE already started to implement. 

(17) The core objective of the restructuring is to reduce the 
dependency of HRE on short-term refinancing. To this 
end, HRE intends to concentrate on covered bonds- 
eligible business ( 5 ) with period-congruent refinancing. 
That business will be funded through Pfandbriefe and be 
accompanied to a smaller extent by unsecured lending and 
money markets. 

(18) The scope of business activities of HRE is going to be 
reduced. HRE plans to concentrate on two main business 
fields: Real Estate Finance and Public Sector Finance. 
Several business locations shall be closed. 

(19) In order to limit distortions of competition Germany 
submits in its updated restructuring plan the following 
measures: 

— Downsizing of HRE: 

The updated restructuring plan states that at the end of 
2010, pbb Deutsche Pfandbriefbank will have a balance 
sheet total of EUR [110-120] billion at maximum. This 
amount is approximately [71-74] % below the balance 
sheet total of HRE Group at the end of 2008. At the 
end of 2008, HRE Group had a balance sheet total of 
approximately EUR 420 billion. That ratio calculation, 
however, ignores both internal financing and DEPFA 
Bank plc's so called “value portfolio” of about 
EUR [65-75] billion, and compares the formal 
consolidated group balance sheet to that of its “core 
bank”. According to HRE, pbb Deutsche Pfand
briefbank is the strategic core bank of HRE, which 
will carry out Real Estate Finance and Public Sector 
Finance activities. That “value portfolio”, although 
consolidated into the HRE Group, does not belong to 
the pbb Deutsche Pfandbriefbank, which is designated 
as “core bank”. It contains a number of assets (outside 
the scope of public finance and commercial real estate) 
that cannot be transferred into the winding-up insti
tution for legal, administrative or tax reasons. Yet this 
value portfolio, representing [15-18] % of the bank's 
balance sheet, is designed for a wind-up, even though it 
will stay on the balance sheet. 

— Growth rate of pbb Deutsche Pfandbriefbank: 

The updated restructuring plan states that the balance 
sheet total over the restructuring period increases by 
[0-10] % per year on average.
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— Time line for the re-privatisation 

Germany intends to re-privatise the bank which is seen 
as an important element of the restructuring process. 
In this respect, Germany assures that pbb Deutsche 
Pfandbriefbank shall be privatised as soon as possible, 
provided the conditions are “economically acceptable”, 
but at the latest by 31 December […]. If a 
re-privatisation has not taken place by 31 December 
[…], the bank shall be offered until 30 June […] at “no 
minimum price”. If that approach is also unsuccessful, 
a divestiture trustee will then be appointed, mandated 
to carry out the re-privatisation. 

(20) In order to manage the balance sheet total decrease from 
approximately EUR 420 billion (end 2008) to EUR [110- 
120] billion in 2010, Germany transfers assets amounting 
to up to EUR 210 billion from HRE to a winding-up insti
tution and plans to wind up DEPFA Bank plc. In 2009, the 
balance sheet size of HRE has already decreased. The main 
effect, however, on HRE's size in terms of balance sheet 
total is the transfer of assets to the winding-up institution. 

2.3. The measures to be temporarily found compatible 
with the internal market 

2.3.1. SoFFin guarantee of EUR 20 billion (liquidity guarantee) 

(21) Germany submits that HRE needs an additional 
EUR 20 billion liquidity guarantee because of adverse 
developments on the capital and interest rates futures 
markets. Those adverse developments will continue to 
affect HRE considerably until the majority of assets have 
been transferred to the winding-up institution. The 
EUR 20 billion liquidity guarantee will be used for bonds 
(Inhaberschuldverschreibungen) issued by pbb Deutsche 
Pfandbriefbank. Those bonds will mature on 
31 December 2010 at the latest. 

(22) Germany submits that the validity period of the guarantees 
has to be three months after drawing the guarantee in 
order to be eligible for central bank credit operations. 

(23) The guarantee of EUR 20 billion will therefore have a 
duration of three months and will expire on 
31 December 2010 at the latest. 

(24) Germany explains that HRE currently still has a very 
restricted access to unsecured refinancing. HRE receives 
new liquidity on the market almost exclusively by 
providing sufficient collateral. Moreover, if the value of 
assets which HRE pledged to business partners decreases 
— as it happened due to market developments in August 
2010 — HRE has to provide further collateral to its 
business partners. As HRE has already pledged nearly all 
of its pledgeable assets, it has to use parts of its liquidity 
reserve, or has to dissolve closed transactions. Negative 
market developments hence have led to liquidity 
outflows at HRE. 

(25) According to information submitted by Germany, there 
exists an acute risk that there will be a liquidity shortage 
for the HRE Group before 30 September 2010, i.e. before 
the date for which the transfer of assets to the winding-up 
institution FMS Wertmanagement (FMS) is scheduled. 

(26) Germany submits that HRE has demonstrated that there 
are no alternative refinancing possibilities in order to close 
the liquidity gap. Refinancing through the ECB and, for 
example, through KfW is only possible by providing 
collateral through HRE Group or third parties. However, 
currently there is no such collateral available at pbb 
Deutsche Pfandbriefbank or DEPFA Bank plc, and third 
parties will not provide collateral in the short term either. 

(27) In short, the SoFFin guarantee of EUR 20 billion is 
necessary for the following purposes: 

(i) EUR [6-13] billion liquidity shortage as per 
30 September 2010 in the risk scenario (forecast as 
of 31 August 2010); 

(ii) EUR [3-7] billion buffer for maintaining the business 
operations; 

(iii) EUR [3-7] billion as a further buffer for carrying out 
preparation measures in view of the transfer of assets 
to the winding-up institution. 

(28) Furthermore, HRE also intends, if necessary, to use part of 
the EUR 20 billion guarantee frame at the end of 
September 2010 in relation to the transfer of assets to 
the FMS for unexpected liquidity needs caused by the 
asset transaction on 30 September 2010. 

(29) HRE will pay a guarantee premium to SoFFin. The 
guarantee premium for the EUR 20 billion guarantee will 
amount to 0,8 % (0,5 % plus mark-up of 0,3 % because of 
the rating; see paragraph 15) per annum. For that part of 
the guarantee not used, a commitment fee of 0,1 % per 
annum shall be paid. 

2.3.2. SoFFin guarantee of up to EUR 20 billion (settlement 
guarantee) 

(30) The second guarantee, i.e. a guarantee of up to EUR 20 
billion (settlement guarantee), is sought because of the 
settlement procedures in connection with the transfer of 
assets to the winding-up institution. That guarantee will 
also be used for bonds issued by pbb Deutsche Pfand
briefbank. These bonds will mature on 31 December 
2010 at the latest.
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(31) The guarantee of up to EUR 20 billion will also be used 
for central bank credit operations and therefore have a 
minimum duration of three months, and expire on 
31 December 2010 at the latest. The settlement guar
antees, however, can only be drawn from 27 September 
until 30 September 2010. 

(32) Germany submits that in substance the guarantee is 
restricted to the liquidity needs that stem from the 
execution of the asset transfer, and that quantity-wise the 
drawing amount of the settlement guarantee will be 
limited to the actual needs of HRE, taking the availability 
of other liquidity guarantees into account. 

(33) If the guarantees are not used for the asset transfer they 
will be redeemed immediately. 

(34) Germany submits that an adequate liquidity buffer is 
necessary, considering that the impaired asset transfer is 
a cross-border transaction of considerable size and 
complexity and considering that a many parties from 
various jurisdictions are involved. Germany also submits 
that if portfolios, securities, or collaterals cannot be trans
ferred as planned, a liquidity need for a short period of a 
few days only could occur. 

(35) Germany submits that in order to absorb the transfer and 
settlement risks, an adequate liquidity buffer must be 
available. This buffer will amount to EUR 20 billion, i.e. 
approximately 10 % of the transaction volume. The 
settlement of foreign exchange-related positions, 
restrictions on unsecured funding or technical obstructions 
and a lack of capacities, in particular with regard to the 
required co-operation of counterparties, may occur and 
hinder planned transactions. 

(36) HRE will pay a guarantee premium to SoFFin. 

(37) The guarantee premium for the SoFFin guarantee of up to 
EUR 20 billion (settlement guarantee) will amount to 
0,8 % (0,5 % plus markup of 0,3 % because of the 
rating; see paragraph 15) per annum. For that part of 
the guarantee not used, a commitment fee of 0,1 % per 
annum shall be paid. 

2.3.3. Impaired asset measure (winding-up institution) 

(38) On 21 January 2010, HRE applied to the Finanzmarkt
stabilisierungsanstalt (FMSA) for the formation of a 
winding-up institution in order to subsequently transfer 
assets of up to EUR 210 billion to this institution. 

(39) Based upon paragraph 8a of the Finanzmarktstabilisie
rungsfondsgesetz (FMStFG), a winding-up institution 
(Abwicklungsanstalt) was incorporated on 8 July 2010 
as a public institution under the name FMS 
Wertmanagement. The FMS is an organisationally and 

economically autonomous entity registered in Munich 
which is not a banking institution as defined by the 
German banking law, the Kreditwesengesetz (KWG). The 
FMS is nevertheless authorised to carry out all banking 
activities necessary to wind-up its assets on a for-profit 
basis. The proceeds generated by FMS’ assets shall cover 
all of FMS’ operating expenses. 

(40) FMS will carry out the winding-up of assets according to a 
wind-up plan that comprises, inter alia, a timeline for the 
wind-up of all assets, a cash income and outgo plan, and a 
statement of sources and application of funds. That plan 
also comprises statements regarding the net worth 
position, the financial position and the earnings position. 
FMS will report to FMSA on the implementation of the 
wind-up plan on a monthly basis. 

(41) The German financial market stabilisation fund SoFFin, 
managed by the FMSA, is obliged to compensate for all 
losses that FMS may incur. 

(42) Germany has notified to the Commission the details of 
HRE's portfolio of assets that will be taken over by FMS 
on 30 September 2010. The portfolio comprises assets of 
up to EUR 210 billion. Those assets consist mainly of 
bonds from HRE's public sector financing activities, loans 
from its commercial real estate activities and cash 
collateral. However, they also comprise a sub-portfolio of 
derivatives that includes both related micro- and macro- 
hedges as well as exotic options and structured credit 
derivatives. 

(43) Germany submits that according to the current planning 
stage, subject to the final decisions of the German 
Government and HRE, it is planned that HRE will 
transfer a balance sheet volume of up to EUR 195 
billion to the winding-up institution. In view of potential 
market value changes of the derivatives to be transferred, 
the German Government on a precautionary basis notified 
on 10 September 2010 the transfer of balance sheet 
volume of up to EUR 210 billion into the winding-up 
institution. 

(44) The transfer will take place in form of four different 
specific transfer procedures, i.e. either by way of a split- 
off, a true sale, a sub-participation, or a financial 
guarantee. 

(45) Germany submits that after 30 September 2010 there 
could for certain assets be “upgrades” of the specific 
transfer procedures initially chosen, for example an 
upgrade from a financial guarantee to a sub-participation, 
in order to achieve the goals of balance sheet relief and 
risk weighted assets relief at the level of HRE, and to 
entirely transfer the legal and economic property rights 
and risks related to these positions to the winding-up 
institution.
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(46) Germany claims that it is planned that the spin-off of 
assets takes place as of 30 September 2010 and that it 
is planned that the winding-up institution starts its 
operative business as of 1 October 2010. Germany also 
submits that a postponement of the planned filling of the 
winding-up institution to a later date would threaten the 
whole concept of HRE's restructuring in a uncontrollable 
way. Such a postponement could therefore jeopardise 
financial stability, in particular because the HRE Group 
still is, according to a letter dated 6 September 2010 of 
Deutsche Bundesbank, of systemic relevance for the 
European banking system due to its size and its inter
national linkages. In that letter, Deutsche Bundesbank 
also underlines that a threat to the restoration of HRE 
could have a knock-on effect and also endanger other 
relevant market participants, and hence exacerbate the 
international financial crisis. 

(47) In particular, Germany has submitted that the whole 
concept of HRE's restructuring might be threatened, if 
the filling of the winding-down institute would be 
delayed, due to: 

— the risk of non-compliance with regulatory 
requirements, in particular a capital shortage due to 
the failure to achieve the expected reduction of risk 
weighted assets; 

— liquidity risks, in particular the fragile liquidity 
situation of the HRE, that would continue without 
asset transfer; 

— domestic legal reasons, in particular as an implemen
tation of a winding-up institution after 31 December 
2010 is no longer possible under the German bad 
bank law (Finanzmarktstabilisierungsfondsgesetz; 
FMStFG); 

— accounting regulations, in particular the fact that a 
transfer presupposes audited balance sheets for both 
the remaining core bank and the winding-up insti
tution; The current audit process, which takes 
approximately 6 to 8 weeks, is aligned with the 
scheduled transfer date; 

— technical reasons, in particular the volume and the 
complexity of the transfer; 

— the impact on other projects, in particular the effect 
that scarce human resources in the IT department 
would be involved in the transfer for longer than 
initially planned, thus slowing down the overhaul of 
HRE's fragmented IT structure and the implementation 
of the core bank's new business strategy; 

— the risk of reputational damage which — as capital 
markets expect the transfer to take place at the end 
of September 2010 — could potentially result in a 
retreat of counterparty lines and hence adversely 
affect HRE's capacity to obtain funding; and 

— the risk of higher refinancing costs, as rating agencies 
could downgrade HRE as a consequence of a 
postponement of the transfer. 

3. POSITION OF GERMANY 

(48) The German authorities claim that the SoFFin guarantees 
are State aid to remedy a serious disturbance in the 
economy of a Member State. The German authorities 
claim that further negative market developments could 
lead to serious liquidity problems of for the HRE Group. 

(49) As regards the SoFFin guarantees, Germany claims that it 
notified the guarantees for precautionary reasons. Germany 
submits that the provision of SoFFin guarantees is carried 
out on the basis of the FMStFG, which has already been 
approved by the Commission as State aid scheme. 
Therefore, an additional individual notification is, in the 
view of Germany, not necessary. 

(50) As regards the impaired asset measure (winding-up insti
tution) Germany doubts that it involves any element of 
State aid. Should the Commission deem that to be case, 
Germany claims that use of the winding-up institution 
does not constitute rescue aid within the meaning of 
Article 107(3)(c) TFEU and of the Rescue and Restruc
turing Guidelines ( 6 ). Rather, the measure, if being 
considered aid, is aid to remedy a serious disturbance in 
a Member State according to Article 107(3)(b) TFEU and 
according to the communications from the Commission 
on the application of State aid rules to measures taken in 
relation to financial institutions in the context of the 
current financial crisis ( 7 ). 

(51) Germany submits that on 6 September 2010, BaFin 
(Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht), the 
German supervisor, reiterated that — in view of HRE's 
worsened liquidity situation — HRE's application for 
further SoFFin guarantees is justified. By letter of 
6 September 2010, Deutsche Bundesbank underlines that 
HRE Group is, because of its size and its international 
linkages, of systemic relevance for the European banking 
system. Huge parts of its issued covered bonds are held by 
other banks, insurance companies, and other institutional 
investors. The supervisory authority, BaFin, in a letter of 
14 October 2009 already pointed out that a collapse of 
HRE Group would have considerable negative effects on 
the national and international financial markets.
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4. ASSESSMENT 

4.1. Existence of State aid under Article 107(1) TFEU 

(52) In the opening Decision ( 8 ) the Commission came to the 
preliminary conclusion that all measures granted until 
7 May 2009 constitute State aid within the meaning of 
Article 107(1) TFEU. 

(53) In line with the conclusion with regard to the guarantees 
covered in the opening Decision and the preliminary 
conclusion in the extension Decision ( 9 ), the Commission 
considers that the SoFFin guarantees of up to 
EUR 40 billion in favour of HRE confer an advantage to 
HRE, as HRE would not have received them on the market 
in the current circumstances. It is evident that those guar
antees are financed from State resources. It is also clear 
that they are offered to one bank only and are hence 
selective. As HRE is active in the banking sector which 
is characterised by competition across the Member 
States, these measures distort competition and affect 
inter-State trade. For these reasons the guarantees 
constitute State aid, an assessment which the German 
authorities do not dispute. 

(54) The Commission has already stated in its Decision of 
13 November 2009 extending the formal investigation 
procedure in Case C 15/09 ( 10 ) concerning HRE, that the 
transfer of assets to a winding-up institution might entail 
additional aid, considering that according to point 39 of 
the Commission’s Impaired Asset Communication ( 11 ) 
(IAC) an impaired asset measure, irrespective of its form, 
constitutes State aid in so far as the transfer value exceeds 
the market value of the total portfolio. 

4.2. Compatibility of the aid 

4.2.1. Application of Article 107(3)(b) TFEU 

(55) Article 107(3)(b) TFEU enables the Commission to find aid 
compatible with the internal market if it remedies a serious 
disturbance in the economy of a Member State. As the 
breakdown of a systematically relevant bank can directly 
affect the financial markets and indirectly the entire 
economy of a Member State, the Commission currently 
bases its assessment of State aid measures in the banking 
sector on this provision in light of the ongoing fragile 
situation on the financial markets. 

(56) The Commission has no grounds to doubt Germany's 
qualification of HRE as a bank of systemic relevance. 

(57) The German central bank Deutsche Bundesbank points out 
in a letter dated 6 September 2010 that a threat to the 
restoration of HRE could have a knock-on effect and also 
endanger other relevant market participants, and hence 
exacerbate the international financial crisis. The 
Commission will therefore assess the State aid measures 
for HRE under Article 107(3)(b) TFEU ( 12 ). 

4.2.2. Compatibility of the SoFFin guarantees 

(58) According to the Banking communication ( 13 ) any aid or 
aid scheme must comply with general criteria for compati
bility under Article 107(3) TFEU, viewed in the light of the 
general objectives of the Treaty. In particular, aid must be 
appropriate, necessary and proportional. The Banking 
communication contains general conditions for support 
measures in the financial crisis including, inter alia, for 
guarantees. 

(59) Based on the Banking communication, the Commission 
has authorised a German scheme for rescue guarantees 
to financial institutions (N 625/08, N 330/09, 
N 665/09, N 222/10) which contains more detailed 
conditions for State guarantees. However, point 16 of 
the Restructuring communication ( 14 ) requires an indi
vidual notification of guarantees in all cases where a 
restructuring plan has already been presented. Any such 
further aid is to be taken into account in the Commission's 
final restructuring Decision. HRE is at presently restruc
turing on the basis of a restructuring plan. Therefore, 
the aid is not covered by the approved German bank 
support scheme but needs to be notified, assessed and 
approved individually by the Commission. 

(60) Regarding the liquidity guarantee, first, from the 
information provided by Germany, it is evident that HRE 
continues to face serious difficulties in covering its refi
nancing needs without continued State support. Therefore 
State guarantees on its funding operations are an appro
priate means and necessary to ensure that it can maintain 
its operations. 

(61) In fact, BaFin confirms that the HRE Group urgently needs 
the liquidity guarantee due to recent adverse developments 
on the capital and interest rates futures markets. Without 
an improvement of HRE's liquidity situation, BaFin might 
be forced to take supervisory measures. 

(62) Second, the liquidity guarantee amounting to EUR 20 
billion is proportionate as it is limited in amount and 
time. The guarantee of EUR 20 billion will expire on 
31 December 2010 at the latest.
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(63) Third, the guarantee is adequately remunerated. HRE will 
pay a guarantee premium to SoFFin. The guarantee 
premium for the EUR 20 billion guarantee will amount 
to 0,8 % per annum. The Commission notes that this 
remuneration is in line with the Recommendations of 
20 October 2008 of the Governing Council of the 
European Central Bank on government guarantees for 
bank debt, with the German rescue scheme ( 15 ), and with 
the Directorate-General for Competition staff working 
document of 30 April 2010 ( 16 ). For the part of the 
guarantee not used, a commitment fee of 0,1 % will be 
paid. 

(64) As regards the settlement guarantee, the German 
authorities submitted that the settlement guarantee is 
necessary for the settlement procedures in the context of 
transferring HRE's portfolio of assets to FMS. That reason 
for settlement guarantees on that scale has also been 
confirmed in a letter of Deutsche Bundesbank dated 
15 September 2010. 

(65) The Commission accepts, in line with the statement of 
Deutsche Bundesbank, that the complexity of the trans
actions involved in the transfer and the resulting uncer
tainties require liquidity reserves. The SoFFin guarantee of 
up to EUR 20 billion (settlement guarantee) is thus 
necessary to prevent threats to the transfer of the assets, 
which if not accompanied by sufficient buffers, might be 
jeopardised. The fact that HRE may draw the settlement 
guarantee only during a very limited period, i.e. only from 
27 September until 30 September 2010, limits the possi
bility that the guarantees could be used for other purposes 
than those related to the transfer. The settlement guarantee 
will expire on 31 December 2010 at latest. The settlement 
guarantee is also limited in amount since the drawing 
amount of the settlement guarantee will be limited to 
the actual needs of HRE, taking the availability of other 
liquidity guarantees into account. 

(66) Finally, the guarantee is also adequately remunerated. HRE 
will pay a guarantee premium to SoFFin. The guarantee 
premium for the EUR 20 billion guarantee will amount to 
0,8 % per annum. The Commission notes that this remun
eration is in line with the Recommendations of 
20 October 2008 of the Governing Council of the 
European Central Bank on government guarantees for 
bank debt, with the German rescue scheme ( 17 ), and with 
the Directorate-General for Competition staff working 
document of 30 April 2010 ( 18 ). For the part of the 
guarantee not used, a commitment fee of 0,1 % will be 
paid. 

(67) The Commission will assess and take into account those 
new SoFFin guarantees of up to EUR 40 billion in its 
assessment of HRE's restructuring plan, in particular as 

regards burden-sharing measures and measures to limit 
distortions of competition. The renewed need for State- 
guaranteed liquidity also casts further doubts on HRE's 
capability to restore its long-term viability. 

(68) However, on the basis of the considerations above, the 
Commission comes to the conclusion that the guarantees 
are appropriate, necessary and proportional, and can be 
considered compatible with the internal market on the 
basis of Article 107(3)(b) TFEU on a temporary basis. 
However, the Commission will take both the guarantees 
and their conditions into account in the assessment of the 
restructuring aid. 

4.2.3. Temporary compatibility of the impaired asset measure 
(winding-up institution) 

(69) The transfer of HRE's portfolio of assets to FMS constitutes 
an impaired asset relief which must be assessed under the 
IAC. The IAC provides guidance on the treatment under 
Article 107(3)(b) TFEU of asset relief measures by Member 
States, including in particular winding-up institutions as 
indicated in Annex II to the IAC. The compliance of the 
measure with the provisions of the IAC is assessed below. 

Eligibility of assets 

(70) As regards the eligibility of the assets, the IAC indicates in 
Section 5.4 that asset relief requires a clear identification of 
impaired assets and that certain limits apply in relation to 
eligibility. It notes that assets which have triggered the 
financial crisis and are subject to severe downward value 
adjustments appear to account for the bulk of uncertainty 
and scepticism concerning the viability of banks. In this 
respect, US mortgage-backed securities and associated 
hedges and derivatives are mentioned. The IAC also 
notes, however, that an overly narrow relief measure 
would not be advisable and refers to a proportionate 
approach permitting the extension of eligibility to well- 
defined categories of other assets as well. 

(71) The wind-up portfolio consists of bonds, loans and, to a 
smaller extent, derivatives. Although not all of those assets 
have become illiquid or were subject to severe downward 
value adjustments, they have been adversely affected by the 
financial crisis. 

(72) While in principle it would be questionable whether a 
spin-off of such assets at a transfer price above the 
market value is compatible with State aid rules, the IAC 
recognises in point 34 the necessity of a pragmatic and 
flexible approach to the selection of asset types for 
impaired assets measures ( 19 ). The Commission notes that 
the range of asset classes affected by the financial crisis 
became broader due to spillover effects. Asset relief for 
such assets can help to achieve the objectives of the 
IAC, i.e. to increase transparency and to contribute to 
financial stability, even if those assets are not in the 
classes that initially triggered the financial crisis. Therefore,
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( 15 ) See Cases N 625/08, N 330/09, N 665/09, N 222/10. 
( 16 ) Directorate-General for Competition staff working document “The 

application of State aid rules to government guarantee schemes 
covering bank debt to be issued after 30 June 2010”, 30 April 
2010. 

( 17 ) See Cases N 625/08, N 330/09, N 665/09, N 222/10. 
( 18 ) Directorate-General for Competition staff working document “The 

application of State aid rules to government guarantee schemes 
covering bank debt to be issued after 30 June 2010”, 30 April 
2010. 

( 19 ) Commission Decision of 22 October 2009 in Case C 29/09 — 
HSH Nordbank, (OJ C 281, 21.11.2009, p. 42, point 40).



the Commission has in previous cases accepted asset relief 
measures for those assets, provided adequately thorough 
restructuring and remedies to avoid undue distortions of 
competition are being put in place ( 20 ). 

Transparency and disclosure 

(73) As regards transparency and disclosure, Section 5.1 of the 
IAC requires full ex ante transparency and disclosure of 
impairments on the assets which are covered by relief 
measures, based on adequate valuation, certified by 
recognised independent experts and validated by the 
competent supervisory authority. That valuation must be 
provided to the Commission in line with point 37 of the 
IAC. 

(74) In that respect, the Commission notes that Germany has 
presented a valuation on the portfolio that is certified by 
independent experts. That valuation, however, does not 
cover the derivatives portfolio and has so far not yet 
been validated by the competent supervisory authority. 
Furthermore, the initial information provided by 
Germany to the Commission turned out to be incomplete 
and not up to date. 

(75) Consequently, the Commission notes that the IAC's criteria 
regarding transparency and disclosure are not yet met. 

(76) However, the Commission notes that Germany committed 
to submit to the Commission all required information that 
is still outstanding. 

Management of assets 

(77) As regards management of assets, Section 5.6 of the IAC 
requires a clear functional and organisational separation 
between the beneficiary bank and its shielded assets, 
notably as to their management, staff and clientele. In 
this respect, the Commission notes that the established 
winding-up institution ensures a clear functional and 
organisational separation, and is thus sufficient to 
achieve compliance. 

Valuation 

(78) Section 5.5 of the IAC explains that a correct and 
consistent approach to valuation is of key importance to 
prevent undue distortions of competition and to ensure 
the consistency of valuation methodologies. 

(79) Germany has so far presented a valuation on the portfolio 
which does, however, not cover the derivatives portfolio. 
The Commission, supported by external experts, is 

currently carrying out a validation of the valuation, 
including an assessment of the value of the derivatives 
portfolio. 

Burden-sharing 

(80) As regards ex ante burden-sharing, Section 5.2 of the IAC 
points out that banks ought to bear the losses associated 
with the impaired assets to the maximum extent. Pursuant 
to paragraph 40 of the IAC that outcome is usually 
achieved by a transfer at the real economic value, in 
combination with a corresponding write down of the 
book value. Accordingly, the beneficiary bank must 
disclose incurred and expected losses of the portfolio, 
and should limit the transfer price to the real economic 
value. The same economic effect is obtained if the bene
ficiary bank, by its own means, capitalises the winding-up 
institute with sufficient equity, thereby enabling the 
winding-up institute to absorb future losses. 

(81) Because no details regarding the capitalisation have been 
revealed and in the absence of a final valuation, it remains 
unclear whether the equity provided to FMS is sufficient to 
cover the write down or first loss as is required under the 
IAC. 

(82) Moreover, the Commission notes that SoFFin has granted 
an unlimited guarantee to cover all losses incurred by FMS. 

(83) The Commission consequently has doubts that the 
measures provides for adequate burden-sharing in line 
with the IAC and reserves a final judgement on compati
bility until the real economic value of the transferred assets 
has been established. 

Remuneration 

(84) Point 21 of the IAC notes that a correct remuneration is 
another element of the burden-sharing requirement, which 
at the same time prevents undue distortions of 
competition. The Commission must ensure, as noted in 
Annex IV to that communication, that any pricing of 
the asset relief must include a remuneration for the State 
that adequately takes account of the risks of future losses 
exceeding those projected in the determination of the real 
economic value. In line with the Commission's 
practice ( 21 ), remuneration for impaired assets measures 
needs to be based on the capital relief effect resulting 
from the transfer or guaranteeing of assets. 

(85) The notification does not indicate that HRE will 
remunerate the asset relief measure.
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( 20 ) Commission Decision of 22 October 2009 in Case C 29/09, HSH 
Nordbank, (OJ C 281, 21.11.2009, p. 42, point 40), and 
Commission Decision of 22 December 2009 in Case C 40/09, 
WestLB, (OJ C 66, 17.3.2010, p. 15, point 54). To some extent 
also Commission Decision of 15 December 2009 in Case 
C 17/09 — LBBW, (OJ L 188, 21.7.2010, p. 1, point 49). 

( 21 ) Cf. Commission Decision of 15 December 2008 in Case C 17/08 
LBBW, Commission Decision of 18 November 2009 in Case 
C 10/09 ING.



(86) The argument that Germany as the sole owner of HRE is 
interchangeable with the recipient of the remuneration is 
irrelevant in this context. From a competition point of 
view, the renunciation of a remuneration would still be 
an advantage provided to the bank. If a bank is not in a 
position to adequately remunerate the aid received, the 
resulting distortion of competition must be compensated 
for by additional remedies such as further downsizing. 

(87) As so far no adequate remuneration has been determined, 
the Commission has doubts regarding the remuneration. 

(88) In sum, the Commission at this stage is unable to conclude 
on the transparency of the measure or to finalise the 
valuation and consequently it cannot conclude on remu- 
neration and burden-sharing. On the other hand, the 
Commission considers that the measure complies with 
the other criteria for compatibility under the IAC, 
namely the eligibility of assets and asset management 
arrangements. 

(89) The Commission has established that it will authorise 
emergency measures temporarily if they are needed for 
reasons of financial stability ( 22 ), where it is not ready to 
take a definite Decision because there are doubts on 
compatibility of the measures as restructuring aid. By 
letter of 6 September 2010, Deutsche Bundesbank 
underlines that HRE Group is, because of its size and its 
international linkages, of systemic relevance for the 
European banking system. In that letter, Deutsche 
Bundesbank also underlines that a threat to the restoration 
of HRE could have a knock-on effect and also endanger 
other relevant market participants, and hence exacerbate 
the international financial crisis. 

(90) Given the threat to financial stability in the absence of the 
winding-up institution, the Commission considers the asset 
relief to be temporarily compatible with the internal 
market as emergency support under Article 107(3)(b) 
TFEU until a final Decision has been taken. That 
conclusion is in line with previous Commission Decisions, 
where the investigation procedure was concluded after a 
preliminary authorisation ( 23 ). Therefore, the Commission 
has at this stage temporarily no objections to the transfer 
as such of the assets to the winding-up institution. 

4.2.4. Assessment of the restructuring aid 

(91) The Commission takes note of the update of 7 May 2010 
of HRE's restructuring plan when compared to the initial 
restructuring plan dated 1 April 2009. However, the 
Commission continues to doubt that the restructuring 
aid is compatible for the following reasons: 

(92) First, the Commission continues to doubt at this stage that 
the transformation of HRE's business model with its focus 
on two legs, i.e. public sector finance and real estate 
finance, will be capable of restoring the long-term 
viability of the bank. The Commission doubts that the 
bank can achieve sufficient margins with its future 
business activities, in particular those in the public 
finance sector which is characterised by low margins and 
which can therefore only be profitable if a bank has access 
to cheap refinancing. In the medium term, the credit rating 
that HRE will be able to achieve and that directly affects its 
refinancing costs will be key for its future business 
prospects. It should also be noted that HRE is depending 
on wholesale funding (it does not have franchise funding), 
making it vulnerable to disturbances in the market. The 
bank's overall profitability is furthermore a result of both 
the margins stemming from existing assets and those 
stemming from new business. Since the margins 
achieved in the past were on average not sufficient, 
existing assets are a burden on the bank's profitability ( 24 ), 
and its business planning is dependant on the improved 
margins that the bank aims to achieve with its future 
business. 

(93) Given the potential magnitude of the aid stemming from 
the guarantees, capital injections and the asset relief 
measure, and given the continuing doubts as regards 
viability, the Commission, at this stage, can not exclude 
that […] might be the only alternative to make all the aid 
compliant with Article 107(3)(b) TFEU. 

(94) The asset valuation also revealed a weakness of HRE’s […]. 

(95) Moreover, and as already indicated above, the fact that 
HRE suddenly needs new liquidity guarantees of up to 
EUR 40 billion, casts further doubts on whether HRE has 
the capacity to manage its business properly. 

(96) Second, the depth of the restructuring also hinges on the 
questions of appropriate remuneration for the impaired 
asset measure, which still needs to be determined. If 
HRE will not be able to pay an appropriate remuneration, 
the magnitude of the restructuring needs to cater for such 
a lack of remuneration. All these elements still need to be 
established in order to properly determine the framework 
for the assessment of the distortions of competition. That 
assessment also needs to consider the newly requested 
SoFFin guarantees of up to EUR 40 billion. 

(97) In view of the doubts on the viability of the bank based on 
the current restructuring plan, the Commission will 
consider further options for HRE/pbb Deutsche Pfand
briefbank, including: a break-up into smaller entities, 
and/or an […] scenario.
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( 22 ) Commission Decision of 13 November 2008 in Case C 15/08, 
Hypo RealEstate, not yet published, and Commission Decision of 
31 March 2009 in Case C 10/09 ING (OJ C 158, 11.7.2009, p. 
13). 

( 23 ) The Commission has taken similar Decisions. For instance in Case 
C 9/09 point 77, Dexia, C 10/08 ING, C 77/09 LBBW and C 40/09 
WestLB. 

( 24 ) The majority of existing assets will be transferred to the winding-up 
institution; that measure enables the bank to get rid of underper
forming assets and to increase the average profitability of remaining 
assets.



4.2.5. Extension of the scope of the procedure regarding the 
restructuring aid 

(98) In light of the doubts regarding compatibility of the asset 
relief measure with the IAC, and the failures of the current 
revised restructuring plan to demonstrate that the bank 
will be able to restore viability and that proper burden- 
sharing and mitigation of distortions of competition is 
ensured, the Commission further extends the scope of 
the formal investigation procedure pursuant to Article 
108(2) TFEU. The Commission notes positively 
Germany's commitment to submit to the Commission 
by 1 November 2010 at the latest all information for 
the assessment of the restructuring aid. 

(99) In addition, the need of additional guarantees by SoFFin, 
i.e. a liquidity guarantee of EUR 20 billion and a 
settlement guarantee of up to EUR 20 billion will be 
taken into account in the assessment of the restructuring 
aid. 

5. CONCLUSION 

The Commission has decided to temporarily find compatible 
with the internal market the SoFFin guarantee of EUR 20 
billion (liquidity guarantee) in favour of HRE until the 
Commission has taken a final Decision on the restructuring aid. 

The Commission has decided to temporarily find compatible 
with the internal market the SoFFin guarantee of up to 
EUR 20 billion (settlement guarantee) in favour of HRE until 
the Commission has taken a final Decision on the restructuring 
aid. 

The Commission will take both the guarantees and their 
conditions into account in its assessment of the restructuring 
aid. 

Based on a commitment of Germany to deliver to the 
Commission by 1 November 2010 at the latest all necessary 
and required information, the Commission has decided to 
temporarily find compatible with the internal market the 
impaired asset measure (winding-up institution) in favour of 
HRE until the Commission has taken a final Decision on the 
restructuring aid. The Commission will review the conditions of 
the impaired asset measure in its final Decision on the 
restructuring aid. 

In the light of the foregoing considerations, the Commission 
has decided to extend the scope of the proceedings laid down in 
Article 108(2) TFEU with respect to transparency, valuation, 
burden sharing, and remuneration of the impaired asset 
measure (winding-up institution) and their impact on the 
assessment of the restructuring aid as regards viability, 
burden-sharing and distortions of competition. In the light of 
the foregoing considerations, the Commission has decided to 
also extend the scope of the proceedings laid down in Article 
108(2) TFEU, in particular as regards the assessment of the 
restructuring aid, with respect to the additional liquidity 
guarantee of EUR 20 billion by SoFFin and with respect to 
the additional settlement guarantee by SoFFin of up to 
EUR 20 billion. 

The Commission notes that Germany exceptionally accepts that 
this Decision to be adopted in the English language. 

Germany is requested to forward a copy of this letter to the 
potential recipient of the aid immediately.“
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STAATLICHE BEIHILFEN — IRLAND 

Staatliche Beihilfe C 25/10 (ex N 212/10) — Umstrukturierung der Educational Building Society 

Aufforderung zur Stellungnahme gemäß Artikel 108 Absatz 2 des AEUV 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2010/C 300/07) 

Mit Schreiben vom 11. Oktober 2010, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt ist, 
hat die Kommission Irland von ihrem Beschluss in Kenntnis gesetzt, wegen der genannten Maßnahme das 
Verfahren nach Artikel 108 Absatz 2 AEUV zu eröffnen. 

Alle Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Veröffentlichung dieser Zusammenfassung und des 
Schreibens zu der Maßnahme, die Gegenstand des von der Kommission eröffneten Verfahrens ist, Stellung 
nehmen. Die Stellungnahmen sind an folgende Anschrift zu richten: 

Europäische Kommission 
Generaldirektion Wettbewerb 
Registratur Staatliche Beihilfen 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

Fax +32 22961242 

Alle Stellungnahmen werden Irland übermittelt. Beteiligte, die eine Stellungnahme abgeben, können unter 
Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass ihre Identität nicht bekanntgegeben wird. 

ZUSAMMENFASSUNG 

I. VERFAHREN 

(1) Am 2. Juni 2010 genehmigte die Kommission vorüber
gehend die Rekapitalisierung der Educational Building So
ciety (nachstehend „EBS“ genannt) als Rettungsbeihilfe mit 
der Auflage, dass Irland vor dem 30. Juni 2010 einen Um
strukturierungsplan für EBS vorlegen sollte ( 1 ). Irland hatte 
vorausschauend bereits am 31. Mai 2010 einen Umstruktu
rierungsplan für EBS vorgelegt. 

II. SACHVERHALT 

(2) EBS ist Irlands größte Bausparkasse und das achtgrößte Fi
nanzinstitut in Irland. EBS ist ausschließlich in Irland tätig 
und bietet ihren Mitgliedern gemäß ihrer Zielsetzung als 
Bausparkasse herkömmliche Retail-Banking-Produkte (Spar
einlagen und Hypotheken) an. Laut Jahresbericht 2009 be
lief sich die Bilanzsumme von EBS zum 31. Dezember 
2009 auf 21,5 Milliarden EUR. Nach einem Verlust von 
38 Millionen EUR im Jahr 2008 erlitt EBS 2009 weitere 
Verluste von 78,8 Millionen EUR, was hauptsächlich auf 
Wertminderungen im Umfang von 197,4 Millionen EUR 
in ihrem Kreditportefeuille für gewerbliche Immobilien zu
rückzuführen war. 

(3) EBS wurde durch mehrere Beihilfemaßnahmen unterstützt, 
und zwar durch eine Rekapitalisierung, eine Entlastungs
maßnahme für wertgeminderte Vermögenswerte und durch 
Garantien für ihre Schuldtitel. Die Rekapitalisierung, die zur 
Verstaatlichung von EBS führte, belief sich auf 875 Millio

nen EUR und wird in Tranchen ausgezahlt. Im Rahmen der 
Entlastungsmaßnahme für wertgeminderte Vermögenswerte 
erwarb die National Asset Management Agency (NAMA) in 
erster Linie Darlehen für Grunderwerb und Bauabwicklung 
im Umfang von rund 900 Millionen EUR. Die meisten Ver
bindlichkeiten von EBS sind außerdem durch die verschie
denen irischen Garantieregelungen abgedeckt ( 2 ). 

(4) Dem Umstrukturierungsplan zufolge, der den Zeitraum 
2010 bis 2014 abdeckt, hat sich EBS seit April 2009 aus 
dem Darlehensgeschäft für Grunderwerb und Bauabwick
lung sowie aus dem Geschäft für gewerbliche Kredite zu
rückgezogen und konzentriert sich jetzt wieder auf das Pri
vatkundengeschäft mit Hypotheken und Sparprodukten. Die 
Bausparkasse hat im Privatkundengeschäft mit Hypotheken
darlehen erhebliche Marktanteile hinzugewonnen (ihr Anteil 
liegt bei rund [10-20] (*) % im Vergleich zu [5-10] % vor
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( 1 ) Siehe Beschluss der Kommission in der Beihilfesache N 160/10, 
Capital support measures in relation to EBS (ABl. C 217 vom 
11.8.2010, S. 2). 

( 2 ) Siehe Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache NN 48/08 
— Guarantee Scheme for Banks in Ireland (ABl. C 312 vom 6.12.2008, 
S. 2), Entscheidung der Kommission in der Beihilfesache N 349/09 
— Eligible Liabilities Guarantee Scheme (ABl. C 72 vom 20.3.2010, 
S. 6). Diese ELG-Regelung wurde am 31. Mai 2010 mit anderen 
Auflagen durch den Beschluss der Kommission in der Beihilfesache 
N 198/210 — Prolongation of the Eligible Liabilities Guarantee Scheme 
(ABl. C 191 vom 15.7.2010, S. 1) und am 29. Juni 2010 durch den 
Beschluss der Kommission in der Beihilfesache N 254/10 — Second 
prolongation of the Eligible Liabilities Guarantee Scheme (ABl. C 238 
vom 3.9.2010, S. 2) verlängert. Erweiterte Garantien für kurzfristige 
Verbindlichkeiten im Rahmen der ELG-Regelung wurden am 
21.9.2010 durch den Beschluss der Kommission in der Beihilfesache 
N 347/10 — Short term guarantees under the ELG scheme from Septem
ber to December 2010 (noch nicht veröffentlicht) genehmigt. 

(*) Geschäftsgeheimnis. Sofern möglich, wurden die Zahlen durch Span
nen in eckigen Klammern ersetzt.



der Krise) und wird diese auch künftig halten, obwohl der 
Markt (neue Bruttokreditvergabe) von 23 Mrd. EUR 2008 
auf rund 8 Mrd. EUR 2009 geschrumpft ist. Die Wertmin
derungsaufwendungen werden 2010 ihren Höchststand er
reichen und anschließend deutlich zurückgehen. EBS beab
sichtigt ihre Einlagen (Privat- und Firmenkundeneinlagen) zu 
steigern und wird außerdem ihre Refinanzierung an den 
Geld- und Kapitalmärkten umstellen und die kurzfristige 
Finanzierung durch eine längerfristige Finanzierung ersetzen. 
Ferner wird EBS ihre Kosten-Ertrags-Relation senken. 

(5) Im Basisszenario wird EBS im Jahr 2012 und im Krisen
szenario im Jahr 2013 wieder rentabel arbeiten können. 
Ihre Eigenkapitalquote (Core-Tier-1-Kapital) wird in beiden 
Szenarios über den von der Bankenaufsicht vorgeschriebe
nen 8 % liegen. Die Beteiligungsrechte der Mitglieder wur
den aufgehoben. Der Staat versucht derzeit, die Bank zu 
veräußern, […]. Angesichts der Tatsache, dass es sich um 
eine kleine Bank ohne eigenständige Tochtergesellschaften 
und abtrennbare Unternehmensbereiche handelt, sind keine 
Ausgliederungen geplant. Des Weiteren wird die Bank ihre 
Marktpräsenz (und ihre Bilanzsumme) in der Umstrukturie
rungsphase nicht verringern. Irland macht geltend, dass die 
weitere Präsenz von EBS für die Wahrung der Finanzstabi
lität wie auch für die Verbesserung des Angebots an Hypo
thekarkrediten für Privatkunden wichtig sei, weil die meisten 
in Irland vertretenen Finanzinstitute ihre Hypothekendarle
hen drastisch einschränken und verringern würden. Irland 
weist darauf hin, dass es diesbezüglich kurz- bis mittelfristig 
keine Trendwende geben werde. 

III. BEIHILFERECHTLICHE WÜRDIGUNG 

(6) In ihrer Genehmigung der Rekapitalisierung von EBS in 
Höhe von 875 Mio. EUR machte es die Kommission zur 
Auflage, dass ein detaillierter Umstrukturierungsplan vor
gelegt wird, der alle Beihilfemaßnahmen zugunsten von 
EBS berücksichtigt. Am 31. Mai 2010 wurde der Kommis
sion ein Umstrukturierungsplan vorgelegt, der auf der An
nahme basiert, dass EBS eine eigenständige Wirtschaftsein
heit bleiben wird. Anschließend erklärte Irland jedoch, dass 
derzeit ein Verfahren für den Verkauf von EBS an einen 
Dritten laufe. Ein Verkauf könnte sich auf den Umstruktu
rierungsplan auswirken und nach Verkaufsabschluss die 
Vorlage eines neuen Umstrukturierungsplans erforderlich 
machen. Die Kommission wird die laufende Vereinbarkeits
prüfung im Rahmen dieses Beschlusses zur Verfahrenseröff
nung anhand des derzeitigen Umstrukturierungsplans vor
nehmen, doch wird ihr endgültiger Beschluss sich auf die 
Situation der EBS zum Zeitpunkt der Beschlussannahme 
stützen müssen. 

(7) In Bezug auf die Tauglichkeit des Umstrukturierungsplans 
zur Wiederherstellung der langfristigen Rentabilität von EBS 
stellt sich nach Auffassung der Kommission die Frage, ob 
bestimmte in dem Plan zugrunde gelegte Annahmen plau
sibel sind. Deshalb fordert sie Irland auf, weitere Informa
tionen zur Untermauerung dieser Annahmen vorzulegen. 

(8) Die Kommission hat ferner Zweifel daran, ob die Beihilfe 
auf ein Minimum beschränkt ist, denn der Kapitalisierungs
grad von EBS liegt weiterhin deutlich über dem von der 
Bankenaufsicht für das Basisszenario vorgeschriebenen Mi
nimum. 

(9) Angesichts der umfangreichen Beihilfen, die EBS sowohl in 
absoluten Zahlen (unter Einbeziehung des Beihilfeelements 
der Garantien) als auch bei den Risikoaktiva erhalten hat, 

zweifelt die Kommission ferner daran, dass hinreichende 
Maßnahmen ergriffen werden, um die wettbewerbsverzer
renden Auswirkungen der Beihilfe so gering wie möglich 
zu halten. Die Kommission zweifelt auch daran, dass das 
Angebot an Hypothekendarlehen auf dem irischen Markt 
tatsächlich mehrere Jahre lang zu gering bleiben wird, wie 
von Irland angeführt. Beteiligte Dritte werden aufgefordert, 
zu dieser Aussage Stellung zu nehmen. 

WORTLAUT DES SCHREIBEN 

„The Commission wishes to inform the Irish authorities that, 
having examined the information supplied by your authorities 
on the measure referred to above, it has decided to initiate the 
procedure laid down in Article 108(2) of the Treaty on the 
Functioning of the European Union (hereinafter “TFEU”) with 
regard to the restructuring plan submitted by the Irish 
authorities on 31 May 2010, since the Commission has 
doubts as to the compatibility of that restructuring plan and 
the associated aid measures with the internal market in the light 
of the Commission's Communication on the return to viability 
and the assessment of restructuring measures in the financial 
sector in the current financial crisis under the State aid rules ( 3 ) 
(hereinafter “the Restructuring Communication”). 

1. PROCEDURE 

(1) By decision of 2 June 2010 ( 4 ), the Commission 
temporarily authorised a recapitalisation of Educational 
Building Society (hereinafter “EBS”) as emergency aid 
subject to the condition that Irish authorities would 
submit an in-depth restructuring plan for EBS before 
30 June 2010. 

(2) On 31 May 2010, the Irish authorities submitted a 
restructuring plan for EBS. 

(3) The Commission requested further information regarding 
the restructuring plan on 21 June and 9 July 2010. The 
Irish authorities responded on 9, 13 and 14 July, 
26 August and 2 September 2010. 

(4) The Commission services met with the Irish authorities 
and EBS on 31 August 2010. 

2. DESCRIPTION OF THE MEASURE 

2.1. The beneficiary 

(5) EBS is Ireland's largest building society and the eighth 
largest financial institution operating in Ireland. 
Building societies are mutual organisations which have 
no shareholders but instead are owned by their 
members, who are also their clients. Their objective is 
to collect deposits and provide loans. Profits are used 
to adapt interest rates to the advantage of the 
members, or are accumulated as reserves. 

(6) EBS offers traditional retail banking products to its 
members (savings and mortgages) in line with its goal 
as a building society. It also has a treasury department 
[…] (*). From 2005, it expanded its activities in 
commercial property lending, building up a loan book 
directly and indirectly related to that activity which 
amounted to EUR 2,3 billion as at December 2009.
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(7) EBS is only active in Ireland, where it operates a branch 
network of 14 branch offices, 42 tied branch agents, 43 
branch agents (who also offer the products of EBS’ 
competitors) and a broker network through its subsidiary 
Haven Mortgage Limited (Haven). 

(8) According to its 2009 Annual Report, EBS’ total balance 
sheet amounts to EUR 21,5 billion on 31 December 
2009. After a loss of EUR 38 million in 2008, it 
recorded a loss of EUR 78,8 million in 2009, which 
was mainly due to EUR 197,4 million of impairments, 
in particular its commercial property loan book. 

(9) EBS’ entire loan book as on 31 December 2009 
amounted to EUR 16,4 billion, of which the commercial 
loan book makes up EUR 2,3 billion. […] deposits 
amounted to around EUR 11 billion. EBS’ loan book 
consists of: residential lending (78 %), buy-to-let (11 %), 
commercial lending (6 %), land and development (3 %) 
and associated loans (2 %). EBS’ commercial loan book 
can be further broken down into retail (49 %), hospitality 
and leisure (10 %), other services (40 %) and other (1 %). 

2.2. The events triggering the measures 

(10) The decision by the Irish Government to intervene in 
favour of EBS was taken in the context of the global 
financial crisis, which, combined with the specific 
situation of the Irish economy, led to the deterioration 
of EBS’ financial position, in particular as a consequence 
of the sharp reduction in property values in Ireland 
following years of rapid growth. 

(11) The decrease in property values in Ireland caused a 
deterioration of the institution’s financial position 
which has become more apparent after an in-depth 
assessment of its loan book. In the light of the size 
and activities of EBS, that deterioration is regarded by 
the Irish authorities as creating a significant risk of 
systemic disturbance to the financial system in Ireland. 

(12) EBS has a relatively limited exposure to commercial real 
estate loans in absolute terms compared to other 
financial institutions, due to the fact that it developed 
its activity in that segment from 2005. However, it 
extended loans at the top of the property bubble and 
has had to take large impairments on this loan book 
as a result. Impairments will continue to put pressure 
on EBS’ profitability in 2010 and 2011 as, on top of 
the losses resulting from the transfer of commercial 
property loans to NAMA, impairments on non- 
commercial property loans will also increase due to the 
deterioration of the quality of the mortgage loan book. 
Expected losses before tax for 2010 and 2011 are 
estimated at EUR […] million and EUR […] million 
respectively. 

(13) In addition, EBS’ regulatory capital requirements have 
been raised by the Financial Regulator as a result of a 
Prudential Capital Assessment Review (PCAR) that was 
carried out for the period 2009-2012. During this 
process, the capital requirements for all Irish financial 
institutions were assessed in a base and a stress case. 
The requirement for passing the base case test was to 
be capitalised to a level of 8 % Core Tier 1, after 

taking into account forecasted loan losses through to 
2012. As a further prudential requirement, the capital 
used to meet the base case target must be principally 
in the form of equity, with 7 % equity as the target 
level. The test for the stress case was designed to 
ensure that credit institutions have a sufficient capital 
buffer of at least 4 % Core Tier 1 capital to withstand 
losses under an adverse scenario. 

2.3. The aid measures received by EBS 

(14) EBS has benefited from several aid measures, more 
specifically a recapitalisation, an asset relief measure 
and guarantees on its debt instruments. 

Recapitalisation 

(15) On 2 June 2010, the Commission approved the recap
italisation of EBS for a total amount of up to EUR 875 
million, split between two measures, a EUR 100 million 
capital injection through the issuance of Special 
Investment Shares (hereinafter “SIS”) and a further 
capital injection of up to EUR 775 million through a 
direct grant in the form of a promissory note. Both 
instruments qualify as Core Tier 1 capital. 

(16) The rights attached to the SIS include the right of the 
Irish authorities to appoint and remove the majority of 
the directors, including the Chairman and CEO. In 
addition, the SIS will give the Irish authorities privileged 
voting powers, resulting in the control of EBS. The 
ordinary share members of EBS have been wiped-out as 
far as their economic ownership rights are concerned. If 
EBS were to be converted from a building society into a 
limited liability company, the SIS would be converted 
into ordinary shares with the same rights attached as 
the SIS. The members who would otherwise have 
received an amount of shares to reflect their economic 
ownership in the building society, will instead, under the 
terms of the SIS, not receive any shares upon conversion. 
As a result, EBS was therefore effectively nationalised by 
the Irish authorities. 

(17) The SIS can be remunerated through the pay-out of a 
dividend if EBS has sufficient adjusted distributable 
reserves and does not breach its regulatory capital 
requirements. The SIS can be redeemed by EBS only if 
it can replace the SIS by other Core Tier 1 capital, it is 
not in breach of its capital requirements, the Irish 
authorities have given their consent and all State capital 
provided to EBS has been repaid. The Irish authorities 
have provided the commitment that they will seek the 
prior agreement of the Commission if such a redemption 
is contemplated. 

(18) As for the promissory note with a value up to EUR 775 
million, the principal amount of the promissory note was 
committed to EBS on the date of issuance and will cover 
EBS’ capital requirements until 31 December 2010. 
Although the full principal amount will be committed 
to EBS immediately, the amount will be paid-out to 
EBS in annual payments of a maximum of 10 % of the 
principal over a 10-year period. On the asset side of the 
balance sheet, the principal amount will decrease over
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time, each time the State pays out part of the principal to 
EBS. In order to ensure that the value of the promissory 
note in the accounts of EBS (where it will be reported at 
present value) is not lower than its current nominal value 
(which would result in a reduction of Core Tier 1 capital), 
the Irish authorities will pay every year a coupon on the 
average (unpaid) principal amount during the preceding 
year. The Irish authorities intend to accumulate the 
coupon and pay it after the payment of the principal 
amount. In consequence, the duration of the payments 
made to EBS is increased by four years to fourteen years 
in total. 

(19) The promissory note is not remunerated separately by 
EBS, the Irish authorities will not obtain any further 
rights in EBS and repayment of the note is not 
possible under the term sheet. 

(20) The emergency recapitalisation of EBS as approved by the 
Commission in its decision of 2 June 2010 triggered the 
need for an in-depth restructuring plan. 

Impaired asset relief 

(21) EBS will participate in the NAMA scheme established by 
the National Asset Management Act 2009 in order to 
cleanse and repair its balance sheet. The NAMA scheme 
was approved by the Commission on 26 February 
2010 ( 5 ). EBS has a commercial loan portfolio of 
approximately EUR 2,3 billion (gross of impairments). It 
is anticipated that approximately EUR 900 million (gross 
of impairments) of EBS’ commercial loan portfolio, repre
senting a large proportion of its problem assets (mainly 
property development loans), will be transferred to 
NAMA. In April 2010, EBS transferred the first tranche 
of loans to NAMA for an amount of EUR 143 million 
against a haircut of 36 %. The haircut applied to the 
second tranche of loans transferred to NAMA on 
23 August 2010 was 46,4 % for a nominal value of 
EUR 35,9 million. The two first tranches account for 
22 % of the total EBS NAMA transfer and have an 
average haircut of 38,1 %. EBS’ participation in NAMA 
will facilitate the accelerated removal of high risk 
property-related assets. 

Guarantees 

(22) EBS is one of the financial institutions covered by the 
Irish Guarantee Scheme for financial institutions (here
inafter “the CIFS scheme”), which was adopted under 
the Credit Institutions (Financial Support) Act 2008 
and approved by the Commission on 13 October 
2008 ( 6 ). The total State-guaranteed funding (including 
deposits) for EBS as at the end of June 2010 under the 
CIFS Scheme was approximately EUR […] billion. EBS 
also joined the Eligible Liabilities Guarantee Scheme 
(hereinafter “ELG scheme”) ( 7 ) on 3 February 2010. 

According to the information provided by the Irish 
authorities, the issuance of debt (including deposits) 
under that second scheme by EBS until the end of June 
2010 has been approximately EUR […] billion. EBS will 
furthermore benefit from the continuation of the 
guarantee on short-term liabilities (with a maturity 
lower than three months) that was approved by the 
Commission on 21 September 2010 ( 8 ) and which 
replaces the ELG scheme as regards those liabilities. The 
amount of liabilities covered by that latter guarantee 
should amount to approximately EUR […] billion ( 9 ). 

2.4. The restructuring plan submitted on 31 May 
2010 

(23) The EBS restructuring plan as submitted by the Irish 
authorities contains a base and a stress scenario for the 
period March 2010-2014 with the aim of demonstrating 
EBS’ ability to achieve long-term viability. The 
assumptions for both the base case and the stress case 
in Ireland have been provided by the Financial Regulator 
(for the period 2009-2012). 

(24) According to the EBS restructuring plan, EBS will focus 
on its core business of retail lending and savings, while 
winding-down its non-core activities, essentially its 
commercial loan business. To that end, the following 
measures will apply to EBS: 

(i) exit its property development finance and wind- 
down of commercial business; 

(ii) increase its income through higher margins and 
lower costs; 

(iii) increase its core capital; 

(iv) improve its funding position; 

(v) introduce changes to its risk management and 
corporate governance; 

(vi) be sold to a third party. 

2.4.1. Main assumptions 

(25) According to the restructuring plan, in order to 
determine the base and the stress cases EBS used the 
assumptions concerning future impairments from the 
PCAR exercise carried out by the Financial Regulator. 
Those assumptions were combined with other financial 
assumptions including lending, costs, the transfer of 
loans to NAMA, funding, capital and the cost of the 
government guarantee schemes.
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( 5 ) See Commission decision in Case N 725/09, Irish asset relief — 
NAMA (OJ C 94, 14.4.2010, p. 10). 

( 6 ) See Commission Decision in Case NN 48/08, Guarantee Scheme for 
Banks in Ireland (OJ C 312, 6.12.2008, p. 2). 

( 7 ) See Commission Decision in Case N 349/09, Credit Institutions 
Eligible Liability Guarantee Scheme (OJ C 72, 20.3.2010, p. 6). 

( 8 ) See Commission Decision in Case N 347/10, Short-term guarantees 
under the ELG scheme from September to December 2010, not yet 
published. 

( 9 ) No specific amount was communicated by the Irish authorities as to 
the expected use by EBS specifically. […].



2.4.1.1. B a s e c a s e 

(26) Macroeconomic assumptions — The restructuring plan 
includes assumptions regarding the development of 

GDP over the restructuring period. GDP growth is 
projected to decline by 0,5 % in 2010 before rising to 
2,5 % in 2011 and staying relatively stable around that 
level until 2014 (see Table 1). 

Table 1 

GDP forecasts 

2010 2011 2012 2013 2014 

Real GDP growth (%) – 0,5 2,5 2,3 2,6 2,6 

Source: EBS restructuring plan. 

(27) Retail mortgage lending and margins — In the base case 
the plan assumes that gross residential lending of EBS, 
based on assumptions regarding the development of 
GDP, unemployment and house prices, will increase 
from EUR [1-2] billion in 2010 to EUR [2-3] billion 
in 2014. The total residential mortgage book will grow 
from EUR [15-17] billion in 2010 to EUR [16-18] 
billion in 2014. 

(28) According to the restructuring plan, EBS will increase its 
standard variable rate (hereinafter “SVR”) in steps in order 
to bring its margins in line with the market and the 
European average. To that end, EBS will increase its 
SVR by 120 bps in 2010 […]. Over the restructuring 
period, the SVR will rise from 2,33 % in 2010 to […] 
% in 2014, while the margins for new residential 
mortgage business with a fixed rate will increase from 
[…] % in 2010 to […] % in 2012 and remain stable 
afterwards. 

(29) EBS will furthermore carry out a cost reduction 
programme which has already resulted in a reduction 
of its operating costs by EUR 15,7 million (14,5 %) in 
2009 and which is expected to bring the total cost 
reduction to EUR […]. Over the period of the plan, 
EBS foresees a gradual increase of operating costs from 
EUR […] million in 2010 to EUR […] million in 2014. 

(30) As a result of these measures, net interest income will 
increase from EUR […] million in 2010 to EUR […] 
million in 2014 (an increase of EUR […] million), 
while EBS’ income before the deduction of operating 
expenses will increase from EUR […] million in 2010 
(includes losses associated with transfer of assets to 
NAMA) to EUR […] million in 2014 (an increase of 
EUR […] million). On the other hand costs remain 
relatively flat and only increase by EUR […] million, 
thus resulting in an increase of EBS’ income before 
impairments. 

(31) Run-off commercial loan book — EBS plans to exit from 
development finance by transferring around EUR 837 
million of land and development loans and associated 
commercial term loans to NAMA. Those loans 
represent roughly 50 % of EBS’ total commercial loan 
book of around EUR 1,7 billion. 

(32) The commercial business containing those commercial 
term loans not transferred to NAMA will be 

wound-down. To that end, EBS has reorganised its 
commercial business in order to facilitate the run-off of 
the remaining commercial loan book. It is estimated in 
the plan that the loan book will reduce from around 
EUR 968 million to EUR […] million over the restruc
turing period. EBS furthermore ceased commercial 
lending from April 2008 onwards. 

(33) Impairments — As regards the assumptions concerning 
future impairments, the plan assumes that the 
impairment charge for residential mortgage lending 
(which includes home loans, buy-to-let and commercial 
buy-to-let) will peak in 2010 with EUR […] million, will 
remain almost the same in 2011 before decreasing to 
EUR […] million in 2014. For commercial lending, the 
impairment charge will peak in 2010 with EUR […] 
million, before decreasing to […] in 2013 as the loan 
book is run off. The total impairment charge for 2010 is 
calculated at EUR […] million, which will decrease to 
EUR […] million in 2011 before declining to EUR […] 
million in 2014 ( 10 ). In percentage terms, EBS expects a 
[…] bps provision charge on home loans for the period 
2009-2014, a […] bps charge on buy-to-let and a […] 
bps provision on commercial buy-to-let. 

(34) Transfer of loans to NAMA — EBS assumes in the plan 
that around EUR 837 million of land and development 
loans and associated loans will be transferred to NAMA 
at an average haircut of [30-50]. In exchange for the 
loans transferred to NAMA, EBS will receive 95 % 
senior State guaranteed bonds and 5 % subordinated 
bonds. The plan assumes that the senior guaranteed 
bonds will incur a […] loss. The subordinated bonds 
will be recorded at […] of their nominal value. 

(35) Funding — Over the period of the restructuring plan, 
EBS intends to decrease its reliance on wholesale 
funding by terming out its wholesale funding (i.e. 
replacing short-term wholesale funding with longer- 
term wholesale funding) and decreasing the share of 
short-term funding in the mix (see Table 2). EBS 
furthermore aims to increase the share of customer 
funding in the funding mix.

DE 6.11.2010 Amtsblatt der Europäischen Union C 300/21 

( 10 ) In 2014, impairment provisions will be EUR […] million for resi
dential mortgages, and EUR […] million for Commercial buy to let.



Table 2 

EBS funding mix 2010-2014 (% of total balance sheet) 

EBS funding mix 2010-2014 (%) 

2010 2011 2012 2013 2014 

Retail […] […] […] […] […] 

Corporate and non-bank financial insti
tution 

[…] […] […] […] […] 

Total customer funding [40-50] % […] […] […] [60-70] % 

Long-term wholesale funding […] […] […] […] […] 

Short-term wholesale funding […] […] […] […] […] 

Total wholesale funding [50-60] % […] […] […] [30-40] % 

Total 100 % 100 % 100 % 100 % 100 % 

(36) As regards the costs of funding, the plan assumes that 
the average margins EBS has to pay over total fixed 
deposits will decrease from […] % in 2010 to […] % 
in 2014 as financial markets improve. A largely similar 
development is expected for corporate funding spreads 
(decreasing from […] % in 2010 to […] % in 2014) 
and non-bank financial institution spreads (decreasing 
from […] % in 2010 to […] % in 2014 after peaking 
at […] % in 2011). 

(37) In the restructuring plan, EBS has set percentage targets 
and lower limits for the share of each category of 
funding in the funding mix. EBS’ medium- to long-term 
Customer funding target (retail and corporate customer 
accounts) is […] % with a minimum of […] %. Long- 
term wholesale funding has a target of […] % with a 
minimum of […] %. EBS’ target for short-term liabilities 
is 10 % with a maximum of […]. Estimates provided in 
the restructuring plan as laid down in Table 2 shows that 
EBS meets these targets over the period of the plan. 

(38) As a result of the new funding policy, there is an 
increased emphasis on retail funding which, combined 
with the assumptions on new lending, will lead to a 
reduction of EBS’ loan-to-deposit ratio from 175 % to 
around 137 % in 2014. As for short-term funding, EBS 
will decrease its reliance on ECB funding from EUR 2,5 
billion at the end of 2009 to around EUR […] million in 
2014. EBS furthermore plans to issue approximately EUR 
[…] billion worth of longer-term covered bonds in […], 
[…] and […] respectively. 

(39) As for terming out EBS’ wholesale funding, it plans to 
issue Medium-term Notes (MTN) of […]-year maturity in 
20[…] ([…] bps above benchmark ( 11 )) and […]-year 
maturity in 20[…] ([…] bps above benchmark). EBS 
also plans to issue covered bonds of […]-year maturity 
in 20[...] ([…] bps above benchmark), of […]-year 
maturity in 20[…] ([…] bps above benchmark), and of 
[…]-year maturity in 20[…] ([…] bps above benchmark). 

(40) Capital — As regards EBS’ capital structure, EBS has 
received a capital injection from the Irish authorities, 
which increased its Core capital ratio to [8-12] % at 
December 2010. EBS will maintain a Core capital ratio 
above 8 % in a base case over the period of the plan (see 
Table 3). The restructuring plan also assumes that a buy- 
back of EUR […] million of hybrid securities will be 
carried out in 2010 at a discount to par, yielding a net 
profit of EUR […] million. Furthermore, there will be no 
coupon payments after June 2010 on the remaining 
hybrid capital instruments. Consequently, EBS’ Core 
capital ratio is forecast to improve by approximately 
[…] % in 2010. 

(41) Guarantee schemes — EBS’ restructuring plan 
furthermore takes into account the cost associated with 
its participation in the ELG scheme. The plan assumes a 
50 bps fee per year for debt with a maturity of less than 
one year and a […] bps fee for debt with a maturity over 
one year. 

(42) Changes to risk management and corporate governance 
— As part of its restructuring, EBS made changes to its 
risk management, for instance by separating the roles of 
the Financial Director and the Chief Risk Officer and 
appointing a new Chief Risk Officer. EBS furthermore 
has enhanced the review and monitoring of its liquidity, 
funding and solvency position. As regards EBS’ credit 
exposures, EBS decided to cease new commercial 
property lending in April 2008 and to establish a 
dedicated team for managing and winding-down the 
commercial loan book. EBS furthermore enhanced its 
compliance and risk functions, mainly by attributing 
new resources. 

(43) Concerning corporate governance, EBS seeks to remain 
compliant with the regulatory requirements of the 
Financial Regulator and will adopt the amendments 
that the Financial Regulator plans to propose in the 
near future, which include limits on the number of direc
torships for directors of credit institutions. Furthermore, 
the Finance Director and Chairman of the Board were 
replaced in 2009. EBS furthermore has implemented
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the recommendations by the Covered Institution Remu- 
neration Oversight Committee regarding the remun
eration of Board members and senior executives. Those 
implementing measures include no bonuses to be paid 
over 2008 and 2009, a reduction of the Chief Executive's 
base pay and revised organisational performance 
objectives giving risk control a higher weighting when 
determining pay rises. 

(44) Sale of EBS — The restructuring plan furthermore 
foresees the sale of EBS to a private party. According 
to the plan, the sale could contribute to EBS’ viability 
as the potential buyer could meet any further capital 
requirement of EBS in the future. The sale would 
furthermore reduce the level of aid required from the 
Irish authorities in order for EBS to meet its regulatory 
capital requirement. A potential buyer would also seek to 
grow the business in order to obtain a return on its 
investment, for instance by bringing further expertise 
and experience to the business. A strong parent could 
make EBS more attractive in the corporate deposit 
market. If a financial institution were to acquire EBS, 
EBS might gain better access to funding on the market. 

(45) According to the plan, the internal measures EBS has 
taken, which have been described in more detail in 
points 26-43, ensure that it will be a more valuable 
business and therefore more attractive to potential 
buyers. Furthermore, certain external factors increase 
EBS’ attractiveness like the transfer of assets to NAMA 
and the independent assessment of EBS’ capital 
requirement by the Financial Regulator. 

(46) EBS started a competitive sales process in the form of a 
tender procedure on 14 June 2010. EBS identified [15- 
30] potentially interested parties ([5-15] financial insti
tutions and [5-15] private equity firms) which were 
contacted and supplied with an information 
memorandum. Four parties (one financial institution 
and three private equity firms) indicated their interest 
and signed confidentiality agreements upon which they 
were granted access to a data room. EBS subsequently 
received four indicative bids on 2 July 2010. The parties 
were subsequently invited to the next step in the process 
which involves a more detailed financial due diligence 
and meetings with the EBS management and the Irish 
authorities. On 20 August 2010, EBS received four 
revised proposals from the prospective bidders, […]. As 
a result the remaining bidders are […]. The next phase in 
the process as indicated by the Irish authorities will be to 
start negotiations with. 

Financial projections in the base case 

(47) Based on the assumptions for the base case set out in 
points 26-41, the EBS restructuring plan projects that 
EBS’ net interest income will steadily increase from 
EUR […] million in 2010 to EUR […] million in 2014 
(see Table 3). EBS’ cost-income ratio will decrease sharply 
from […] % in 2010 to […] %, which is caused mainly 
by an increase in income over the restructuring period. 
EBS will increase its net interest margin between 2010 
and 2014 from […] % to […] %. Furthermore, EBS’ loan- 
to-deposit ratio improves from [150-200] % in 2010 to 
[100-150] % in 2014. 

Table 3 

Restructuring plan base case profit and loss account items and ratios 

EBS restructuring P&L items and ratios — base case 

2010 2011 2012 2013 2014 

P&L items (EUR million) 

Net interest income […] […] […] […] […] 

Impairments […] […] […] […] […] 

Profit (loss) before tax […] […] […] […] […] 

P&L ratios (%) 

Cost/income ratio […] […] […] […] […] 

Net interest margin […] […] […] […] […] 

Loan to deposit ratio [150-200] % […] […] […] [100-150] % 

(48) During the restructuring period, EBS’ balance sheet 
will slowly grow from around EUR [20-23] billion 
in 2010 to around EUR [21-24] billion in 2014 
(see Table 4). EBS’ risk-weighted assets (hereinafter 
“RWA”) will also increase from around EUR […] 
billion to around EUR […] billion. As for EBS’ 

capital ratios, its Core capital ratio will remain 
above the 8 % requirement as set by the Financial 
Regulator and […], increase to […] % in 2014. 
EBS’ Tier 1 ratio and Total capital ratio both show a 
similar evolution and will be […] % and […] % 
in 2014.
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Table 4 

Restructuring plan base case balance sheet ratios 

EBS plan balance sheet ratios — base case 

2010 2011 2012 2013 2014 

Balance sheet (EUR billion) 

Total assets [20-23] […] […] […] [21-24] 

RWA […] […] […] […] […] 

Balance sheet ratios (%) 

Core capital ratio […] […] […] […] […] 

Tier 1 ratio […] […] […] […] […] 

Total capital ratio […] […] […] […] […] 

2.4.1.2. S t r e s s c a s e 

(49) For the stress case, the same assumptions were used as in 
the base case, except for the impairment provisions. The 
latter have been changed by using the PCAR stress case 
adjusted to reflect EBS’ best estimate of a realistic 
underlying macroeconomic stress scenario. 

(50) The restructuring plan therefore assumes in the stress 
case that the impairment charge for residential 
mortgage lending (that category includes home loans, 
buy-to-let and commercial buy-to-let) will peak in 
2010 with EUR […] million and remain almost the 
same in 2011 before decreasing to EUR […] million in 
2014. For commercial lending, the impairment charge 

will peak in 2010 with EUR […] million, before 
decreasing to […] in 2013 as the loan book is run off. 
The total impairment charge for 2010 is calculated at 
EUR […] million, which will decrease to EUR […] 
million in 2011 before going down to EUR […] 
million in 2014. 

Financial projections in the stress case 

(51) On the basis of the stress scenario, EBS is projected to 
record losses of […] before recording profits of […] (see 
Table 5). In percentage terms, EBS expects a […] bps 
provision charge on home loans for the period 2009- 
2014, a […] bps charge on buy-to-let and a […] bps 
provision on commercial buy-to-let. 

Table 5 

Restructuring plan stress case profit and loss items and ratios 

EBS restructuring P&L items and ratios — stress case 

2010 2011 2012 2013 2014 

P&L items (EUR million) 

Net interest income […] […] […] […] […] 

Impairments […] […] […] […] […] 

Profit (loss) before tax […] […] […] […] […] 

P&L ratios (%) 

Cost/income ratio […] […] […] […] […] 

Net interest margin […] […] […] […] […] 

Loan to deposit ratio [150-200] % […] […] […] [100-150] %
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(52) The projections concerning the development of 
EBS’ balance sheet in the stress case show that 
both total assets and RWA are the same in the 
base and the stress cases. The capital ratios are 

however affected by the further losses 
foreseen as a result of higher impairments, but 
remain above the regulatory requirement of 4 % (see 
Table 6). 

Table 6 

Restructuring plan stress case balance sheet ratios 

EBS plan balance sheet ratios — stress case 

2010 2011 2012 2013 2014 

Balance sheet (EUR billion) 

Total assets [20-23] […] […] […] [21-24] 

RWA […] […] […] […] […] 

Balance sheet ratios (%) 

Core capital ratio […] […] […] […] […] 

Tier 1 ratio […] […] […] […] […] 

Total capital ratio […] […] […] […] […] 

2.4.2. Alternative restructuring options 

(53) The restructuring plan of EBS also contains an analysis of 
two other restructuring scenarios, namely the immediate 
liquidation of EBS and an orderly wind-down of EBS. 

Immediate liquidation 

(54) As regards the immediate liquidation, EBS has used the 
following assumptions: 1. a sale price at a […] % 
discount on the nominal value of the remaining retail 
mortgage book; 2. a discount of [30-50] % on all the 
assets transferring to NAMA; 3. cash balances with 
central banks, derivatives and available-for-sale assets 
are realisable in full at their December 2009 mark-to- 
market valuation; 4. subordinated liabilities and hybrid 
capital securities are written off and 5. the remaining 
deposits and senior debt instruments are repayable in full. 

(55) EBS has estimated that an immediate liquidation would 
cost the Irish authorities an additional EUR […] billion in 
the form of a capital injection on top of the EUR […] 
million already committed. An immediate liquidation 
would furthermore trigger a call on the guarantees 
under both the CIFS and ELG schemes. Currently EBS 
has EUR […] billion of liabilities covered under both 
schemes, of which EUR […] billion under the CIFS 
scheme and EUR […] billion under the ELG scheme as 
at the end of June 2010. The Irish Government would 
have to provide these amounts until the end of the liqui
dation. An immediate liquidation would furthermore 
result in selling assets at once, which would be likely 
to indirectly negatively affect the prices of similar assets 
held by other banks. 

Orderly wind-down over a 10-year period 

(56) The orderly wind-down scenario assumes that no new 
business is written and that the redemption rate on 

existing loans is […] % and that continued State capital is 
needed to fund annual operating losses. Assets are 
estimated to be realisable at their 2019 book value. 
Wholesale funding is assumed to be redeemed in 
accordance with contracted maturities and retail 
funding is assumed to reduce over a two-year period, 
with the exception of fixed term deposits. The resulting 
funding gap is met by direct State funding or the 
issuance by EBS of State-guaranteed bonds. The orderly 
wind-down scenario furthermore assumes that hybrid 
securities are written-off on final liquidation. 

(57) The cost of an orderly wind-down in terms of recap
italisation is estimated at between EUR […] billion. On 
top of this recapitalisation, the Irish Government would 
have to fund a funding gap peaking at EUR […] billion 
in 2011. In addition to the funding gap, operational 
losses would be incurred during the orderly wind-down 
which would also have to be funded by the Irish 
authorities. An orderly wind-down would also trigger a 
call on the EUR […] billion of liabilities covered by a 
guarantee under either the CIFS and ELG schemes. Just as 
is the case with the immediate liquidation scenario, an 
orderly wind-down would result in the exit of one of the 
few financial institutions currently active in retail 
mortgage lending in Ireland. 

3. POSITION OF THE IRISH AUTHORITIES 

(58) The Irish authorities consider that EBS should be 
preserved on the Irish market. They point out that, 
rather than distorting competition in the Irish market, 
EBS will provide necessary competition, for the 
following reasons: 

(i) the mortgage and savings markets have gone 
through considerable change in the last two years;
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(ii) the size of the mortgage lending market post-crisis 
has reduced by 80 % over 3 years from 
EUR 40 billion in 2006 to EUR 8 billion in 2009; 

(iii) foreign-owned banks have largely reduced their 
activities in the mortgage business in the Irish 
market, with a market share reduced from 30 % in 
2008 to 5 % in 2009; 

(iv) the vacuum created due to the exit by foreign insti
tutions had to be filled by domestic players. AIB and 
BOI collectively increased their share of new lending 
from 35 % in 2006 to 68 % in 2009 despite 
reducing their lending activities, while PTSB 
remained stable with a 10 % market share. 

(59) The Irish authorities thus consider that it is necessary that 
EBS stay on the Irish mortgage market to compete with 
the two market leaders, Bank of Ireland and Allied Irish 
Banks, as most foreign competitors have retrenched or 
exited the market. The Irish authorities point out that 
institutions that ceased lending in 2009 are unlikely to 
return to the market for some time given the need to 
restore their balance sheets, especially taking into account 
the following developments: 

(i) […]; 

(ii) Bank of Scotland Ireland (a subsidiary of Lloyds 
Banking Group) has announced a full exit from the 
market having already announced earlier this year 
that the retail brand Halifax would close. It put its 
branch network on the market for sale signalling 
that this move is a permanent, not temporary exit 
from the market. There have been no buyers to date; 

(iii) […] KBC […] based on figures released by the Irish 
Banking Federation, it provided 3 % of all loans 
issued in the Irish market in the first half of 2010. 
[…] 

(a) […]; 

(b) its activity is limited to one channel — mortgage 
intermediaries (brokers). Brokers accounted for 
approximately 36 % of lending in Q1 2010. It 
does not have a retail branch presence in the 
market, which limits its market reach. The retail 
market (in which EBS, BOI and AIB operate) 
accounts for 64 % of all the lending in the 
market; 

(c) […]. 

(60) Furthermore, […] are PTSB and Irish Nationwide. […]. 
According to PTSB's H1 2010 results it only advanced 
EUR 136 million in the first six months of 2010, which 
is 5 % of all loans issued in the Irish market in that 
period. Irish Nationwide has 1,5 % market share of 
retail mortgages […]. 

4. ASSESSMENT 

4.1. Existence of State aid 

(61) According to Article 107(1) TFEU, State aid is any aid 
granted by a Member State or through State resources in 
any form whatsoever which distorts, or threatens to 

distort, competition by favouring certain undertakings, in 
so far as it affects trade between Member States. 

(62) The Commission notes that the restructuring plan does 
not require any additional State support to be provided 
to EBS. As for the recapitalisation that triggered the need 
for an in-depth restructuring and which the Commission 
considers the main measure under assessment, the 
Commission observes that it has already concluded that 
the measures constitutes State aid in favour of EBS. In its 
decision of 2 June 2010, the Commission approved this 
measure for six months or, if Ireland submitted a restruc
turing plan before 30 June 2010, until the Commission 
adopted a final decision on the restructuring plan. 

(63) The Commission furthermore observes that the other aid 
measures received, but which have not directly triggered 
the need for an in-depth restructuring of EBS, have 
already been assessed in prior Commission decisions, 
namely in its decisions pertaining to EBS’ participation 
in the CIFS ( 12 ) and ELG ( 13 ) guarantee schemes and 
NAMA ( 14 ). The Commission has already concluded that 
those measures constitute State aid in favour of EBS. The 
Commission notes that Ireland has acknowledged that 
those measures constitute State aid. 

(64) The Commission also observes that EBS may use the 
amended ELG scheme which has recently been 
approved by the Commission ( 15 ). In that decision the 
Commission also concluded that the amended ELG 
scheme constituted aid to the participating institutions. 

4.2. Compatibility of the aid 

(65) As regards compatibility of the measure with the internal 
market, it must first be assessed whether the aid remedies 
a serious disturbance in the economy of the Ireland. 
Subsequently, it needs to be assessed whether the 
measure at stake is compatible with the internal market. 

(66) Article 107(3)(b) TFEU empowers the Commission to 
declare aid compatible with the internal market if it is 
intended “to remedy a serious disturbance in the 
economy of a Member State”. The Commission 
observes that market conditions have been difficult 
worldwide since the last quarter of 2008. Ireland in 
particular has been severely hit by the financial and 
economic crisis. The economic downturn combined 
with the fall in property prices and the exposure of the 
Irish banks to land and property development loans have 
lead to significant impairments for Irish banks. Irish
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( 12 ) See Commission Decision in Case NN 48/08, Guarantee Scheme for 
Banks in Ireland (OJ C 312, 6.12.2008, p. 2). 

( 13 ) See Commission Decision in Case N 349/09, Eligible Liabilities 
Guarantee Scheme (OJ C 72, 20.3.2010, p. 6). The ELG scheme 
was subsequently prolonged with changed conditions on 
31.5.2010 by Commission Decision in Case N 198/10, Prolongation 
of the Eligible Liabilities Guarantee Scheme (OJ C 191, 15.7.2010, p. 1) 
and on 29.6.2010 by Commission Decision in Case N 254/10, 
Second prolongation of the Eligible Liabilities Guarantee Scheme 
(OJ C 238, 3.9.2010, p. 2). The guarantee on short-term liabilities 
was extended on 21.9.2010 by Commission Decision in Case 
N 347/10, Short-term guarantees under the ELG scheme from 
September to December 2010, not yet published. 

( 14 ) Commission Decision in Case N 725/09, Irish asset relief — NAMA 
(OJ C 94, 14.4.2010, p. 10). 

( 15 ) See footnote 7.



banks have furthermore been faced with difficulties in 
obtaining funding and capital from the markets due to 
the uncertainty associated with the property market in 
Ireland. In that context the Commission notes it has 
recently become increasingly difficult for Irish banks to 
attract funding due to the sovereign debt crisis and the 
downgrading of the Irish Sovereign. 

(67) The Commission has acknowledged that the global 
financial crisis can create a serious disturbance in the 
economy of a Member State and that measures 
supporting banks may be apt to remedy this disturbance. 
That analysis has been confirmed in the Commission's 
Communication on the application of State aid rules to 
measures taken in relation to financial institutions in the 
context of the current global financial crisis (hereinafter 
“Banking Communication”) ( 16 ), its Commission 
Communication on the recapitalisation of financial insti
tutions in the current financial crisis: limitation of the aid 
to the minimum necessary and safeguards against undue 
distortions of competition (hereinafter “Recapitalisation 
Communication”) ( 17 ), its Communication from the 
Commission on the Treatment of Impaired Assets in 
the Community Banking Sector (hereinafter “IAC”) ( 18 ) 
and its Restructuring Communication. In respect of the 
Irish economy that evaluation was confirmed in the 
Commission's various approvals of the measures 
undertaken by the Irish authorities to combat the 
financial crisis ( 19 ) in particular in the decision 
temporarily authorising the recapitalisation of EBS ( 20 ). 

(68) Given the specific circumstances in Ireland combined 
with the current situation on the financial markets, the 
Commission considers that the measures may be 
examined under Article 107(3)(b) TFEU. As the present 
decision aims at assessing the restructuring plan for EBS 
submitted by the Irish authorities and the associated aid, 
the Commission finds it should be assessed on the basis 
of the Restructuring Communication. 

4.2.1. Compatibility of the aid measures under the 
Restructuring Communication 

(69) The Commission observes that in its decision on the 
emergency recapitalisation it directed the Irish authorities 
to submit an in-depth restructuring plan that would take 
into account all the aid received by EBS (i.e. the recap
italisation, the guarantees and the impaired assets 
measure) and that would fulfil the requirements for the 
Restructuring Communalisation. The Commission notes 
that the Irish authorities have submitted a plan which 

analyses different scenarios: an immediate liquidation of 
EBS, a wind-down over ten years and the continuation of 
EBS on the market with a subsequent sale. The scenario 
chosen by the Irish authorities involves the continuation 
of EBS on the market followed by a sale. The 
Commission invites third parties to provide comments 
on that choice. 

(70) The restructuring plan submitted by the Irish authorities, 
although it explores alternative options, is based on the 
assumption of EBS remaining as a stand-alone entity. 
Subsequently the Irish authorities have since indicated 
that they are actively in the process of selling EBS to a 
third party, something which might affect the restruc
turing plan. The Commission will conduct the compati
bility assessment in this opening decision on the basis of 
the current restructuring plan. However, any final 
decision will have to be based on the situation of EBS 
at the time of adoption of that final decision. In 
particular, if the Irish authorities conclude the sale of 
EBS they will have to submit an updated restructuring 
plan that takes into account the details of the sale of EBS, 
with particular regard to the viability of the post-trans
action EBS, any further aid contained in the sale and any 
further distortion of competition caused by the sale. 

(i) Restoration of long-term viability 

(71) In accordance with the Commission Decision of 2 June 
2010 in Case N 160/10 regarding the recapitalisation of 
EBS ( 21 ), the Irish authorities submitted a restructuring 
plan on 31 May 2010. 

(72) Overall, under the assumptions of the restructuring plan, 
EBS generates profits from 2012 onwards, generates 
sustainable return on equity in 2014 ([…] %) ( 22 ), and 
respects the financial capital ratios imposed by the Irish 
financial regulator (Total Core Tier 1—8 %). Under the 
stress case scenario, return to profitability is only 
postponed by one year (2013). The Commission 
observes that, amongst the assumptions made in the 
plan to build forecasts of the income statement and the 
balance sheet of EBS, several assumptions need to be 
clarified and supported by more evidence before the 
Commission can take a decision. 

(73) EBS ceased all new commercial lending in April 2008, 
source of its financial problems, and will focus on its 
core business: (i) mortgages; and (ii) customer deposits. 

(74) Macroeconomic forecasts. The macroeconomic forecasts 
of EBS regarding GDP in the base case as set out in Table 
1 are conservative by international standards. For 
instance, with regard to GDP, EBS uses the Economic 
and Social Research Institute (ESRI) forecasts for the 
years 2010-2011 (published on 13 April 2010), and 
IMF forecasts for the period 2012-2014 (published in 
June 2009). The ESRI forecasts are comparable to the 
forecasts published by the Commission in its European 
Economic Forecasts Spring 2010 report, while the IMF 
forecasts are more conservative than forecasts from other 
sources (such as other Irish banks, brokers and the Irish 
Government).
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( 16 ) Communication on the application of State aid rules to measures 
taken in relation to financial institutions in the context of the 
current global financial crisis (OJ C 270, 25.10.2008, p. 8). 

( 17 ) Commission Communication on the recapitalisation of financial 
institutions in the current financial crisis: limitation of the aid to 
the minimum necessary and safeguards against undue distortions of 
competition (OJ C 10, 15.1.2009, p. 2). 

( 18 ) Communication from the Commission on the Treatment of 
Impaired Assets in the Community Banking Sector (OJ C 72, 
26.3.2009, p. 1). 

( 19 ) See amongst others the Commission Decisions as set out in 
footnotes 2-5 above. 

( 20 ) See footnote 2. 

( 21 ) See footnote 2. 
( 22 ) Return on Equity based on: (a) profits 2014: EUR […] million; (b) 

equity/Total Reserve 2014: EUR […] billion.



(75) The Commission considers that the forecasts as regards 
GDP used by EBS seem reasonable. However, the 
Commission notes that the financial forecasting in the 
restructuring plan is based primarily on the impairments 
provided by the Financial Regulator in the context of the 
PCAR. Those assumptions are used to calculate what 
kind of developments in GDP, house prices, unem
ployment would have to occur to cause the impairment. 
It is therefore unclear to what extent assumptions 

regarding GDP, unemployment, house prices and 
inflation in fact are used to support the plan. 
Furthermore, the Commission notes that the plan does 
not provide information on the macroeconomic 
assumptions under the stress case. 

(76) Market shares — mortgages. EBS has provided the 
following information with regard to new gross lending 
and lending stock (see Table 7). 

Table 7 

Irish mortgage market — developments new lending 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 
(f) 

2011 
(f) 

2012 
(f) 

2013 
(f) 

2014 
(f) 

New lending 

Gross new lending 
(EUR billion) 

34,1 38,9 33,8 23,0 8,1 […] […] […] […] […] 

EBS’ gross new lending 
(EUR billion) 

3,4 4,0 3,1 2,6 1,4 [1-2] […] […] […] [2-3] 

EBS’ share of new gross 
lending 

10,0 % 10,0 % 9,2 % 11,5 % 17,1 % [15-20] % […] […] […] [15-20] % 

Stock lending 

EBS’ share of balances 11,3 % 10,8 % 10,2 % 10,3 % 10,6 % […] […] […] […] […] 

Source: EBS 

(77) The market share of EBS in new lending increased from 
11,5 % in 2008 to 17,1 % in 2009. The Commission 
observes that between 2008 and 2009 the nominal 
amount of mortgages granted in Ireland decreased from 
EUR 23 billion to EUR 8,1 billion, and the total new 
lending granted by EBS decreased from EUR 2,6 billion 
to EUR 1,4 billion. The increase in market share of EBS 
reflects therefore the reduction in activity of the other 
Irish banks and not an increase in lending by EBS. For 
instance the aggregate market share of foreign-owned 
banks in the mortgage market decreased from 30 % in 
2008 to 5 % in 2009 ( 23 ). 

(78) EBS assumes that its new lending will steadily increase 
from EUR [1-2] billion in 2009 to EUR [2-3] billion in 
2014. The Commission has doubts about that 
hypothesis. Firstly, the economic outlook in Ireland 
remains poor and it is possible that the demand for 

mortgages will not increase as EBS projects. Second, if 
the mortgage market does recover, foreign banks may re- 
enter the market and reduce EBS’ market share and 
margins. If EBS could not maintain those lending 
targets on new mortgage lending in the medium-term, 
that failure would lower its future profitability (although 
it would still remain profitable, albeit with a lower return 
on equity). The Commission therefore invites third parties 
to provide their comments on the future evolution of the 
Irish mortgage market. 

(79) Market share — customer deposits. EBS has provided the 
following information concerning net inflows and 
savings balance in the retail and corporate deposit 
market (see Table 8 below). EBS maintains that it will 
continue to attract net inflows of retails saving, which 
contributes to improving its funding position and loan- 
to-deposit ratio. 

Table 8 

Irish deposit market 

2008 2009 2010 
(f) 

2011 
(f) 

2012 
(f) 

2013 
(f) 

2014 
(f) 

Net inflows — retail deposits 

EBS’ share of market net inflows 21,6 % 22,3 % […] […] […] […] […]
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that it will withdraw from Ireland, as has Fortis, while KBC and 
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2008 2009 2010 
(f) 

2011 
(f) 

2012 
(f) 

2013 
(f) 

2014 
(f) 

EBS’ net inflows (EUR billion) 0,7 0,6 […] […] […] […] […] 

Balance — retail deposits 

EBS’ share of market savings 
balances 

8,4 % 8,9 % […] […] […] […] […] 

EBS’ savings balance (EUR 
billion) 

5,5 6,2 […] […] […] […] […] 

Balance — corporate deposits 

EBS’ savings balance (EUR 
billion) 

4,6 3,6 […] […] […] […] […] 

Source: EBS 

(80) The Commission observes that EBS’ share of annual net 
inflows of retail deposits is significantly larger than its 
historical market share. That current large share reflects 
the strong increase in EBS’ activity in that area because of 
the financial crisis. EBS maintains that its positive repu
tation amongst retail customers means that it has 
attracted and will continue to attract a disproportionate 
amount of retail savings without offering the most 
competitive rates. In the plan it is estimated that the 
saving rate will remain high in Ireland in the next 
years ( 24 ) and that EBS will be in the position to 
maintain its share of the market. 

(81) Nevertheless, although EBS has considered that its market 
share of net retail deposit inflows will decrease over the 
restructuring period, from 22,3 % in 2009 to […] % in 
2014, the restructuring plan foresees that the market 
share of EBS for net retail savings inflow will be largely 
superior to its historical level. The Commission notes that 
since the outbreak of the financial crisis, the demand for 
retail deposits by banks is high as they focus on 
improving their loan-to-deposit ratio, making it a very 
competitive market. That competition could reduce EBS’ 
net savings inflows and influence both its lending 
capacity and its loan-to-deposit ratio. The Commission 
therefore cannot assess whether the net savings inflows 
forecast by EBS are realistic given the current market 
circumstances and would welcome further information 
on the topic from the Irish authorities and invites third 
parties to comment on the issue. 

(82) EBS also collects corporate deposits. […]. From 2012 
onwards however, EBS expects that the economic 
situation will improve and that corporate companies 
will increase their deposits. EBS’ corporate savings 
balance in 2014 will not exceed its corporate saving 
balance in 2008, when the outflows of corporate 
savings had already started, which may be a reasonable 
assumption. However, the Commission is not in a 
position to fully assess the assumptions of EBS as more 
information would be needed with regard to the 
corporate deposit market (market size for net inflows 
and balance — EBS’ market share for net inflows and 
balance). The Commission therefore invites the Irish 
authorities to provide the information. 

(83) Impairments — mortgage. The level of impairments in 
retail mortgages, which by far the largest asset class held 
by EBS, is a vital determinant of its profitability. EBS 
foresees that the level of impairments compared to the 
value of its mortgage book will peak in the period 2009- 
2011 and decrease thereafter. However, provisions in the 
later period 2012-2014 ([…] % in 2014) will still be 
significantly higher than the provisions EBS made pre- 
crisis (see Table 9 below), when it provisioned as low as 
[…] %. EBS has thus taken into consideration the new 
situation in the mortgage market for its risk assessment, 
as the level of provisions on the mortgage book will be 
substantially higher in 2012-2014 than pre-crisis. Such 
an assumption is in line with assumptions from other 
Irish banks, although dependent on the return to a 
normal economic situation in the country. 

Table 9 

Annual level of impairment on EBS mortgage book 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

Impairment provision/value of mortgage 
book (%) 

[…] […] […] […] […] […] […] […] […] […] 

Source: EBS
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( 24 ) According to the Economic and Social Research Institute (ESRI — 
http://www.esri.ie), the personal savings ratio has reached an annual 
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(84) On the other hand, the Commission observes that Ireland 
has gone through the most dramatic real estate crisis in 
the European Union, with an associated deep recession. 
The EBS restructuring plan foresees cumulative 
impairments of […] bps on home loans and […] bps 
on buy-to-let loans for the period 2009-2014 in the base 
case and of […] bps on home loans and […] bps on 
buy-to-let loans for the period 2009-2014 in the stress 
case. However, given that EBS reported an impairment 
charge of EUR 223,5 million for the first half of 2010, 
whereas according to the restructuring plan the total 
impairment charge for 2010 is estimated at EUR […] 
million, it is possible that the plan underestimates the 
level of impairment for 2010 and possibly for the 
following years. The Commission therefore invites the 
Irish authorities and third parties to provide their 
comments on whether the increased impairment 
provisions made by EBS are sufficient, both for the 
period 2010-2011 and 2012-2014. 

(85) Impairments — commercial loan book in run-off. 
According to the EBS restructuring plan, from 2011 
onwards the commercial portfolio in run-off will not 
bear any impairment. The total level of impairment 
taken by EBS from 2011 onwards only reflects the 
impairment provision on the mortgage book. 

(86) At the end of 2009 EBS has a total commercial loan 
book of a nominal value of EUR 1,7 billion, of which 
EUR 837 million are planned to be transferred to NAMA 
in 2010. EBS’ restructuring plan foresees that the 
commercial book will still have a nominal value of 
EUR 546 million in 2014. 

(87) In the absence of a thorough analysis with regard to how 
the commercial loan book will be run off and why the 
commercial loan book in run-off should not suffer 
impairments, the Commission currently doubts that 
target is achievable. The Commission invites the Irish 
authorities to provide the necessary information. 
However, on the basis of a comparison with other Irish 

banks the Commission's initial estimation would 
currently be that, if the small commercial loan book 
were to bear impairments beyond 2010, the level of 
those impairments would be unlikely to generate losses 
of a magnitude that could substantially delay return to 
profitability. The Commission invites third parties to 
comment on the issue. 

(88) Risk management. The Commission observes that EBS 
has started to enhance its risk management structure 
and policies, learning from the crisis. For instance, a 
Chief Risk Officer (CRO) was appointed in January 
2009, while that function was under the responsibility 
of the Finance Director previously. The CRO presents to 
each board meeting an update on the work of the risk 
committees on liquidity, funding, credit and operational 
risks, compliance, and stress testing. 

(89) EBS recently modified its conditions to grant mortgages, 
in order to reduce associated risks. For instance the Loan- 
to-Value (LTV) was reduced to 90 % on houses and 80- 
85 % on apartments. More generally, prior to the crisis 
the activities of EBS in the areas of mortgages and 
customer deposits did not have particularly high risk 
profiles. The problems of EBS seem to derive from its 
commercial activities to a very large extent. Considering 
that EBS plans to fully withdraw from commercial 
lending, the Commission has no indication that the risk 
management system of EBS would be inappropriate at 
this stage. The Commission invites third parties to 
comment on this issue if they consider that the risk 
management system of EBS seems inappropriate. 

(90) Cost/income ratio. The EBS restructuring plan foresees 
that its cost/income ratio will be as low as […] % in 
2014 (see Table 10 below). Such a ratio is particularly 
low when compared to other Irish banks. Even when 
adding the fees paid to brokers and intermediaries, the 
cost/income ratio EBS is low, at […] % in 2014 (see 
Table 10 below). 

Table 10 

EBS cost/income ratio (%) 

2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

Base (EBS restructuring plan) […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] 

Base + fees paid to brokers […] […] […] […] […] […] […] […] […] […] 

Base + franchised branches are integrated 
in EBS 

[…] […] […] […] […] 

Source: EBS 

(91) However, EBS simulated a scenario based on the 
hypothesis that it would have an additional 82 
branches (which are franchised at present). That alter
native scenario resulted in a cost/income ratio of […] 
% in 2014, more in line with the cost/income ratio of 
EBS pre-crisis, and higher by a few percentage points 

than the level commonly regarded as reasonable in 
comparison to other Irish banks. Under that alternative 
scenario, EBS would still return to profitability in 2012. 
Profits would however be reduced by approximately EUR 
[…] million per year, and the reserves of EBS would thus 
be reduced by a same amount per year.
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(92) Although the restructuring plan provides some details 
on how EBS intends to decrease its costs and to 
raise its interest income, the Commission has 
doubts with regard to EBS’ capacity to reach the 
low cost/income ratio as foreseen in the plan, in 
comparison to other Irish banks, but also in comparison 
to the cost/income ratio of EBS pre-crisis. The 

Commission therefore invites the Irish authorities to 
provide their view on this issue. 

(93) Margins. EBS’ margins on lending will reach a low point 
in […] at […] % (see Table 11 below). The restructuring 
plan then foresees that margin will increase to […] % by 
2014. 

Table 11 

EBS’ net interest margin on loans (%) 

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

Net interest margin 1,61 1,33 1,08 0,80 0,84 0,88 0,77 0,72 […] […] […] […] […] 

Source: EBS 

(94) The Commission considers that assumption reasonable 
and consistent with independent studies which indicate 
that European banks will increase their margins to 
guarantee their solvency after the financial crisis. The 
margin level is comparable to that targeted by other 
Irish banks, and it remains below the margin level of 
EBS in 2002 and 2003, when EBS was only active in 
the mortgage market. The Commission invites third 
parties to comment on this issue if they consider that 
the assumptions on EBS’ margins are not reasonable. 

(95) Asset/liabilities’ maturities. The restructuring plan of EBS 
foresees a reduction of the Loan-To-Deposit (LTD) ratio 
from around [150-200] % in 2010 to around [100-150] 
% in 2014 (see Table 2 above). That reduction principally 
stems from an increase in the volume of deposit of EBS. 
However, as indicated in paragraphs 79-82, the 
Commission does not have sufficient elements to assess 
whether the forecasts of EBS regarding the collect of 
retail and corporate deposits are reasonable. 

(96) The Commission also notes that the target LTD ratio of 
EBS will still leave it dependent on wholesale funding, 
which was part of the problems faced by Irish banks at 
the height of the crisis. On the other hand, given the 
simple low-risk commercial strategy that EBS intends to 

follow, a LTD ratio of [100-150] % would not be 
necessarily incompatible with a proper management of 
EBS, in particular if the bank could raise stable funding 
via the issuance of long-term debt instruments. 

(97) The restructuring plan of EBS foresees that the funding 
gap, which can be approximated by the difference 
between loan book (assets with long-term maturity) 
and long-term liabilities, decreases substantially over the 
restructuring period, from EUR […] billion in 2010 to 
EUR […] billion in 2014. 

(98) Overall, the Commission at this stage has doubts on the 
funding […] of EBS, in particular because it lacks 
evidence supporting the assumptions that EBS will 
sustain a market share in the collection of retail and 
corporate deposits which is substantially above its share 
of balances. 

(99) Funding costs — deposits. Regarding the costs associated 
with the collection of deposits, the restructuring plan of 
EBS foresees that it will still have to pay a high interest 
rate on notice and fixed retail deposits, as well as on 
corporate deposits (see Table 12 below). For EBS, in a 
context where Irish banks compete aggressively to attract 
deposits, deposits will be expensive to attract. 

Table 12 

Customer deposit margins (%) 

2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

Retail 
deposits 

Notice […] […] […] […] […] […] […] […] [(0,40- 
0,60)] 

[…] […] […] [(0,60- 
0,80)] 

Demand […] […] […] […] […] […] […] […] [0,60- 
0,80] 

[…] […] […] [2,00- 
2,40] 

Fixed […] […] […] […] […] […] […] […] [(1,30- 
1,70)] 

[…] […] […] [(0,60- 
0,80)]
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2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

Corporate 
deposits 

Corporate 
margins 

[(1,90- 
2,20)] 

[…] […] […] [(1,10- 
1,30)] 

Source: EBS 

(100) Concerning both retail and corporate deposit margins 
(cost), the Commission considers at present that the 
assumptions taken in EBS’ restructuring plan seem 
reasonable. The cost of gathering deposits decreases 
over the restructuring period (but remains high), which 
should be in line with a progressive recovery of the Irish 
economic situation. The Commission invites third parties 
to comment on the issue if they consider that the 
assumptions on EBS customer deposit margins are not 
reasonable. 

(101) Funding costs — wholesale funding. EBS plans to issue 
MTN and covered bonds with maturities ranging from 
two to five years. The hypothesis that the […] covered 
bonds will be issued at […] bps above the benchmark of 
six months Euribor appears optimistic. The Commission 
invites the Irish authorities and third parties to comment 
on the issue. 

(102) Liquidity. Regarding the liquidity position of EBS, it 
provided a liquidity stress test. However, EBS still 
awaits feedback from the Financial Regulator. In this 
context, the Commission has doubts on the liquidity 
position of EBS. In the present context of high pressure 
from the market on the Irish sovereign and more 
generally on debt of Irish banks, this point is of particular 
importance for the short-term viability of EBS. The 
Commission therefore invites the Irish authorities to 
provide that information. 

(103) Haircut on NAMA loans. EBS’ forecasts are based on the 
assumption that the transfer of loans to NAMA will take 
place at a haircut of [30-50] %. The haircut applied to 
the first tranche of loans transferred to NAMA was 36 %, 
for a nominal value of EUR 143 million, while the 
haircut applied to the second tranche of loans transferred 
to NAMA was 46,4 % for a nominal value of EUR 
35,9 million. Overall, EBS plans to transfer loans for a 
nominal value of EUR 837 million to NAMA. The two 
first tranches account for 22 % of the total EBS NAMA 
transfer, and have an average haircut of 38,1 %, which is 
in line with the EBS forecast. 

Conclusion 

(104) In order to allow the Commission to take a final view on 
the viability of EBS the following aspects of the restruc
turing plan need to be further justified: (i) the evolution 
of mortgage lending in Ireland in the medium-term, 
more specifically the attitude of foreign-owned banks 
on the retail mortgage- and deposit market; (ii) the 
level of impairment of mortgage loans; (iii) the liquidity 
position of EBS; (iv) developments on the corporate 
deposit market; (v) impairments on commercial loan 
book in run-off; (vi) the cost-income ratio and (vii) cost 
of wholesale funding in the medium-term. 

(ii) Own contribution/burden-sharing 

(105) The Restructuring Communication indicates that an 
appropriate contribution by the beneficiary is necessary 
in order to limit the aid to minimum and to address 
distortions of competition and moral hazard. To that 
end, firstly, the restructuring costs should be limited 
while, secondly, the aid amount should be limited and 
a significant own contribution is necessary. 

Limitation of restructuring costs 

(106) As regards the limitation of the restructuring costs, the 
Restructuring Communication indicates in point 23 that 
the restructuring aid should be limited to cover the costs 
which are necessary for the restoration of viability. 

(107) In this regard, the Commission sees positively that EBS 
will not engage in new activities, that it will continue to 
offer mortgages and will disengage from the commercial 
lending market (book in run-off). Therefore the aid 
granted by the Irish government will not serve to 
expand in new sectors of activities, or to continue 
activities in the commercial lending area which is the 
source of EBS’ problems. 

(108) According to the plan, the amount of aid granted to EBS 
should ensure that it is in compliance with its regulatory 
capital requirements, and effectively achieves the objective 
of preventing the failure of EBS. 

(109) The Irish Financial Regulator and the Irish Central Bank 
conducted an exercise to determine the forward-looking 
prudential capital requirement of EBS, the Prudential 
Capital Assessment Review (PCAR). The PCAR assesses 
the capital requirements arising over a three-year (2010- 
2012) time horizon. The results of the PCAR were 
publicly announced by the Irish Minister for Finance on 
30 March 2010 and conclude that EBS needs: 

(i) an additional EUR 875 million of Core Tier 1 capital 
to meet the base case target of 8 % Core Tier 1; and 

(ii) contingent capital of EUR 120 million of Core Tier 1 
to meet the stress case target of 4 % Core Tier 1. 

(110) The EUR 875 million recapitalisation corresponds to the 
capital requirements of EBS to respect a Core Tier 1 ratio 
of 8 % at 31 December 2010, as imposed by the Irish 
Financial Regulator in the base case scenario. However, 
according to the restructuring plan of EBS, its Core Tier 1 
ratio in the base case scenario systematically exceeds the 
8 % target over the restructuring period (see Table 4 
above).
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(111) The promissory note foresees that the principal amount 
will be fixed at the Final Reset Date ( 25 ) so as to ensure 
that EBS is in compliance with its regulatory capital 
requirements. That clause in particular allows the Irish 
Government to reduce the principal amount of the 
promissory note in consequence of a change in the 
haircut applied to loans transferred to NAMA ( 26 ), or as 
a result of any other event reducing the capital needs of 
EBS. However, the restructuring plan does not indicate 
that the Irish Government will activate that option to 
reduce the aid to the minimum necessary. 

(112) After a first assessment of the restructuring plan, the 
Commission has insufficient information to confirm 
that the recapitalisation aid is limited to the minimum 
necessary. 

(113) The Commission understands that on top of the capital 
requirement following from the PCAR, the Financial 
Regulator has concluded that contingent capital of EUR 
120 million may be required in the future. Although the 
capital is not required by end-year, further clarification is 
needed. The restructuring plan of EBS indicates that in 
the stress case its Core Tier 1 ratio does not go below 
[…] over the restructuring period, thus indicating that 
contingent capital would not be required in any case. 

Limitation of aid — Own contribution 

(114) The Restructuring Communication indicates in point 23 
that the restructuring aid should be limited to cover the 
costs which are necessary for the restoration of viability. 

(115) Remuneration. As was noted by the Commission in the 
rescue decision approving the emergency recapitalisation 
of EBS, the State will receive no fixed remuneration on 
the SIS or the promissory note. With regards to the SIS, 
the State will only be remunerated if EBS is in a position 
to pay out a dividend. That scenario however is unlikely 
in the short- to medium-term given the overall situation 
of EBS and the financial forecast submitted by the Irish 
authorities. The State could also potentially be remu- 
nerated by sale of its interest in EBS. However, Ireland 
accepts that it is unlikely to recoup all of its EUR 
875 million investment in EBS through the currently 
proposed sale. […]. As stated in the decision of 2 June 
2010, that situation would have required more in-depth 
restructuring, as laid down in the Recapitalisation 
Communication. 

(116) Transfer of ownership and control. Prior to the 
government recapitalisation, EBS was owned by its 
members. In particular “share members” (persons who 
have a deposit account in EBS) had the right to vote at 
general meetings on all resolutions and a right to gains 
on any surplus of assets realised in case of demutual
isation (transformation of EBS into an ordinary bank), 
winding-down or dissolution. 

(117) As a result of the recapitalisation of EBS, the government 
has taken full control on EBS via the issuance of Special 
Investment Shares, following which (i) the State has 
majority voting rights on resolutions; and (ii) the 
members have lost rights to gains on surpluses of 
assets to the benefit of the government. The Commission 
notes positively that as a result of recapitalisation of EBS 
by the Irish authorities, all its members have lost their 
rights and have lost control over gains on surpluses of 
assets following, for instance a sale of EBS. The members 
thus bear the consequences of EBS’ huge losses. 

(118) Ban on coupons on hybrid capital instruments (point 26 
of the Restructuring Communication). EBS will suspend 
all dividend/coupon payments on its capital securities 
until 2014. Its debt-holders will therefore contribute to 
the costs of restructuring. EBS estimates that it will save 
EUR […] million on dividends/coupons over the period 
2010-2014. The Commission notes positively that 
decision of EBS, in line with the Commission's policy 
that payment of coupons on hybrid capital should be 
suspended for banks in receipt of State aid. It is 
however currently unclear whether all hybrid instruments 
of EBS are covered. The Commission therefore invites the 
Irish authorities to provide further information. 

(119) Liability Management Exercise. EBS conducted a Liability 
Management Exercise with regard to hybrid instruments 
(Permanent Interest Bearing Shares) in June 2010. The 
exercise applied to securities for a nominal value of 
EUR 250 million, and the securities were exchanged at 
discounts of 56 % and 59 %, generating a net gain of 
approximately EUR 90 million for EBS. The Commission 
notes positively that EBS has obtained a significant own- 
contribution from hybrid debt holders. 

(120) Divestment of stand-alone subsidiaries. EBS’ core business 
focuses on providing mortgage and retail savings to its 
members. Its commercial lending business was operated 
together with its core business. EBS operates its business 
as a homogeneous entity, and does not operate 
autonomous subsidiaries. 

(121) Haven Mortgage Limited (Haven) is the only trading 
subsidiary of EBS. It trades as a mortgage lender and 
serves the Irish intermediary/broker market. However, 
although it is a legal separate entity (regulated by the 
Financial Regulator as a retail credit firm), Haven is 
largely connected to EBS for its daily business. While 
Haven ensures sales, relationships with brokers, 
marketing, strategy and development, EBS ensures on 
behalf of Haven IT infrastructure, arrears management, 
loan servicing and finance. In addition, Haven is funded 
by EBS and does not hold customer accounts. 

(122) Therefore, at this stage, the Commission observes that 
EBS’ organisation does not seem to allow for a 
divestment of a stand-alone subsidiary, the proceeds of 
which could be used to finance the restructuring and thus 
be regarded as an own contribution. In particular, a sale 
of Haven would unlikely attract interest of investors as 
such a sale would imply that an investor will buy a loan 
portfolio that is not funded, and the investor will need
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to pass an agreement with EBS for the provision of the 
services currently operated by EBS on behalf of Haven. 
Although such a service agreement could be passed on a 
temporary basis, the transaction would not materially 
differ from an acquisition of a loan portfolio, which 
the Commission considers unlikely in Ireland in the 
current market conditions and in the near future (see 
below). 

(123) Divestment of loan portfolio. EBS will stop its activities 
in the commercial lending area. Although EBS could 
envisage selling its commercial book, in the current 
market conditions the Irish authorities consider that the 
market price that EBS could extract from a transaction 
would likely result in a loss, and would consequently 
increase the amount of aid that EBS could require. EBS 
will thus wind-down that business in the medium-term, 
and has already established a Special Asset Management 
team to manage the recovery of commercial debt from 
the run-off commercial portfolio. Considering the 
difficult market situation in Ireland and the massive 
amounts of commercial loans transferred to NAMA, the 
Commission is also of the view that selling EBS’ 
commercial loans would likely result in a loss, and 
would endanger its return to viability. 

(124) Concerning mortgages and customer deposits, EBS has 
not proposed any divestment. The Commission 
considers however that such portfolio divestment would 
not be appropriate. Any closure/transfer of customer 
deposits could only take place via a complex and 
therefore costly carve-out, and would entail equivalent 
funding needs for EBS, which could negatively affect 
the viability of EBS by degrading its funding profile. 
Sales of a part of the mortgage portfolio of EBS would 
likely result in a loss in current market conditions or in 
the near future, triggering additional recapitalisation 
needs, especially if the mortgage portfolio is not funded. 

(125) Therefore the Commission is of the view that divestment 
of parts of the EBS portfolio would damage the capital 
position of EBS and would therefore not help to finance 
the restructuring. 

(126) On the basis of the foregoing elements and based on the 
available information, the Commission tentatively 
concludes that EBS has contributed to maximum extent 
possible to the costs of its rescue. However, it invites 

third parties to comment on the foregoing elements and 
this preliminary conclusion, which is therefore not 
definitive. 

Conclusion 

(127) In conclusion, the Commission has insufficient 
information to conclude whether the aid will be limited 
to the minimum necessary, in view of the discrepancy 
between the objective of the recapitalisation (that EBS 
should be able to respect its capital ratio requirements 
(Core Tier 1 ratio of 8 %)) and the forecasts of the 
restructuring plan which foresee that EBS will largely 
exceed its capital ratio requirement (Core Tier 1 ratio 
exceeds […] over the period). 

(128) On the other hand, at this stage, the Commission is of 
the view that the own contribution of EBS to the costs of 
the recapitalisation seems adequate. In particular, the 
Commission notes positively that, as a condition for 
the recapitalisation of EBS, the Irish authorities have 
taken full control and economic ownership of it. 

(iii) Measures limiting the distortion of competition 

(129) As regards the measures limiting the distortion of 
competition, the Restructuring Communication indicates 
that the following elements should be taken into account 
when determining appropriate measures: the amount of 
aid, the degree of burden-sharing and the effects the 
position the financial institution will have on the 
market after the restructuring. On the basis of that 
analysis, suitable compensatory measures should be put 
into place. 

(130) As regards the amount of aid, besides the recapitalisation 
measure, EBS is covered by two guarantee schemes, the 
CIFS Scheme covering EUR […] billion of liabilities as of 
30 June 2010 and the ELG Scheme covering EUR […] 
billion of liabilities as at 30 June 2010. In addition, EBS 
participates in NAMA. The transfer of loans to NAMA is 
estimated at EUR 837 million with a haircut on assets 
transferred to date of […] %. Based on a preliminary 
analysis (see Table 13 below), the total amount of aid 
is therefore likely to be very substantial. Furthermore, as 
already noted by the Commission in its decision 
temporarily approving the recapitalisation as emergency 
aid, it is expected that Ireland will not recover its 
investment in EBS. If the aid EBS received will not be 
fully repaid, never mind remunerated, EBS would as a 
result normally be subject to in-depth restructuring. 

Table 13 

Preliminary overview of aid measures EBS 

State aid Nature of the aid Date EUR 

CIFS Guarantee [29 Sept 2008-28 Sept 2010] […] billion (debt guaranteed as at 
30 June 2010) 

ELG Guarantee [Feb 2010-31 Dec 2010] — 
covers debt up to 5-year 
maturity issued during the 
period 

[…] billion (debt guaranteed as at 
30 June 2010)
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State aid Nature of the aid Date EUR 

Guarantee on short- 
term liabilities 

Guarantee [21 Sept-31 Dec 2010] — 
covers certain debt instruments 
with maturity < 3 months 

[…] billion (estimation by the 
Commission) ( 1 ) 

NAMA Asset relief [2010-2011] 837 million (assets transferred) ( 2 ) 

Capital injection Recapitalisation 2 June 2010 875 million 

( 1 ) See footnote 7. 
( 2 ) According to the second footnote to paragraph 20(a) of the Impaired Asset Communication, “The aid amount corresponds to the 

difference between the transfer value of the assets (…) and the market price”. Since these figures are not known yet, the aid amount can 
not be calculated yet. 

(131) As regards the market, EBS was the seventh largest 
financial institution in Ireland by balance sheet size at 
end-2008. It was active in the areas of land and devel
opment lending, commercial property lending but mainly 
in residential mortgage lending. EBS was always a 
relatively minor player in land and development and 
commercial lending, with never more that 5 % of 
market share. It was more important in the retail 
mortgage market, where it accounted for 10,3 % of 
outstanding mortgages in 2008. In addition, EBS held 
8,4 % of Irish retail savings. 

(132) In its restructuring plan, EBS outlines the developments 
in its markets since the onset of the crisis. It definitively 
ceased land and development and commercial lending 
(which respectively accounted for 2,3 % and 5,6 % of 
its end-2008 balance sheet) in 2008. It will close 
around 20 % of its branch network. 

(133) As outlined in Table 7, gross new retail mortgage lending 
has fallen from a peak of EUR 4 billion in 2006 to 
EUR 1,4 billion in 2009 and will not re-attain its 2006 
level before the end of the restructuring plan. Notwith
standing that fall in lending, EBS has increased its market 
share of new mortgage lending to 17,1 % and it is 
foreseen that it will retain that market share throughout 
the restructuring period. In addition, EBS foresees that it 
will have a net inflow of retail deposits in the region of 
EUR 0,5 billion per annum for the duration of the 
restructuring plan, thus maintaining its increase market 
share of new retail deposits. There is therefore no down
sizing of EBS’ market presence, nor is there a reduction 
in EBS’ balance sheet over the restructuring period 
according to the plan. 

(134) The restructuring plan of EBS does not propose any 
structural divestments. EBS has no foreign activities. It 
does not seem to have any subsidiaries that can easily 
be divested as stand-alone businesses. Furthermore, a 
carve-out of a new business from EBS’ existing branch 
network could be problematic as it is difficult to see how 
two viable entities could be created from less than 100 
branches focused on a monoline retail mortgage lending 
business. 

(135) In summary, the proposed restructuring of EBS foresees a 
reduction of its balance sheet that is far less substantial 
than the Commission would normally seek from a bank 
having received such an amount of aid and that has 
received a recapitalisation not remunerated in accordance 
with the requirements of the Recapitalisation Communi
cation. EBS will discontinue commercial property lending 
(investment and development) which is the activity that 

caused most of the losses and which has to be ended in 
order to restore viability. […]. There are no divestments 
or other measures that will allow new entrants access the 
Irish markets through taking over some of EBS’ former 
businesses. After an initial assessment, the proposed level 
of balance sheet reduction seems therefore insufficient. 

(136) On the other hand, the Commission notes the arguments 
of EBS and the Irish authorities justifying the limited 
restructuring proposed. The Irish authorities claim that 
there is currently a shortage of credit available to the 
Irish economy which could further worsen if aided 
financial institutions such as EBS are not sufficiently 
strengthened to put them in a position to resume 
lending normally. While they accept that overall 
lending amounts will fall significantly compared to the 
boom years, they consider that any further withdrawal of 
credit could lead to a classic vicious cycle in the real 
economy where consumers are unable to get necessary 
credit and are forced to postpone their investments or 
indeed refrain from buying property, thus leading to a 
further worsening of the economic situation. Most 
foreign-owned banks, which used to supply up to 30 % 
of lending in the mortgage area, have effectively stopped 
lending in recent years, and it is a reasonable assumption 
that they will first focus on their home market and will 
only resume lending in Ireland once the economy 
improves. 

(137) With regard to EBS, which in future will be a monoline 
retail mortgage lender, the Irish authorities have 
submitted that the retail mortgage landscape has 
changed dramatically since the downturn. Since the 
beginning of the crisis, there has been a collapse in 
new lending; gross mortgage lending has fallen from 
around EUR 40 billion in 2006 to EUR 8,1 billion in 
2009. The Irish authorities contend that gross lending 
will be EUR 13,9 billion in 2014 (equivalent to 2002 
levels). 

(138) As a corollary of these developments, the players that 
remain on the market have seen their market shares 
soar, despite falling lending volumes. For example, EBS 
has almost doubled its market share in three years, from 
10 % to 17,1 %, despite an almost two-thirds fall in its 
lending volumes. Such increase in market shares was also 
experienced by AIB and BOI. It seems therefore that EBS’ 
increases in market share have not been due to expan
sionary activity but more due to the significant reduction 
in overall lending capacity on the Irish market and with
drawal by certain players.
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(139) Ireland considers that foreign banks will not resume 
supplying significant amounts of mortgages until 
margins improve and the economic situation stabilises 
or improves. The only foreign-owned bank actively 
lending in the mortgage market is KBC, albeit to a 
limited extent. That view is further supported by the 
current limited interest of foreign banks in the Irish 
market, illustrated by the withdrawal of BOSI and the 
general reduction of activity of foreign banks in the 
Irish mortgage market (reducing their market share 
from 30 % in 2008 to 5 % in 2009). 

(140) Until the economic situation improves to the extent that 
foreign institutions resume lending, the Irish authorities 
submit that “in the medium-term, the gap created by the 
foreign banks needs to be filled by the domestic financial 
institutions to ensure the flow of much needed credit 
into the Irish economy”. Consequently, they suggest 
that maintaining EBS’ activity in the market is 
important in the medium-term and that the possibility 
of foreign re-entry into the open Irish mortgage market 
will limit any ability of EBS to distort competition. 

(141) EBS and Ireland also claim that the continued presence of 
EBS on the market will improve competition. Given the 
effective withdrawal of foreign lenders, the existence of 
EBS helps maintain competition. Without EBS, AIB and 
BOI would have had an 82 % market share of the Irish 
retail mortgage market in 2009 ( 27 ), which would 
represent an effective duopoly on the Irish retail 
mortgage market. Therefore they consider that main
taining the activity of EBS will be beneficial to 
competition. 

Conclusion 

(142) The Commission doubts that sufficient measures are 
taken to offset the distortive effects of the aid, 
considering the high amount of aid EBS received both 
in absolute terms (including the aid element in guar
antees) and in terms of risk-weighted assets. The 
Commission furthermore doubts whether the lack of 
supply on the mortgage lending market will really last 
several years and whether it adequately justifies the 

limited restructuring undertaken by EBS. The 
Commission thus invites third parties to comment on 
these issues. 

5. CONCLUSION 

(143) On the basis of the forgoing, the Commission has doubts 
on the viability of EBS, and also currently doubts whether 
the aid is limited to the minimum and whether the 
measures limiting the distortion of competition are 
sufficient. The Commission therefore doubts at this 
stage that the restructuring plan fulfils all the conditions 
laid down in the Restructuring Communication. 

DECISION 

— In line with the foregoing considerations, the Commission 
has decided to initiate the procedure laid down in Article 
108(2) TFEU with regard to the restructuring plan submitted 
by the Irish authorities on 31 May 2010 and the associated 
aid measures, to verify whether the conditions of the 
Restructuring Communication regarding viability, burden- 
sharing and measures limiting the distortion of competition 
are met. 

— The Commission requires the Irish authorities to provide, in 
addition to all documents already received, information and 
data needed for the assessment of the compatibility of the 
aid. 

— In particular, the Commission would wish to receive 
comments on the points on which it raised doubts from 
the Irish authorities and third parties. The Irish authorities 
are requested to forward a copy of this letter to the potential 
recipient of the aid immediately. 

— The Commission informs the Irish authorities that it will 
inform interested parties by publishing this letter and a 
meaningful summary of it in the Official Journal of the 
European Union. It will also inform interested parties in the 
EFTA countries which are signatories to the EEA Agreement, 
by publishing a notice in the EEA Supplement to the Official 
Journal of the European Union, and will inform the EFTA 
Surveillance Authority by sending a copy of this letter. All 
such interested parties will be invited to submit their 
comments within one month of the date of such publi
cation.“
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Bekanntmachung eines Antrags gemäß Artikel 30 der Richtlinie 2004/17/EG 

Antrag eines Mitgliedstaats 

(2010/C 300/08) 

Bei der Kommission ging am 26. Oktober 2010 ein Antrag gemäß Artikel 30 Absatz 4 der Richtlinie 
2004/17/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Koordinierung der 
Zuschlagserteilung durch Auftraggeber im Bereich der Wasser-, Energie- und Verkehrsversorgung sowie 
der Postdienste ein. Der erste Werktag nach Eingang des Antrags ist der 27. Oktober 2010. 

Der vom Königreich Dänemark gestellte Antrag betrifft die Exploration und Förderung von Erdöl sowie die 
Exploration und Gewinnung von Gas in Dänemark. Gemäß Artikel 30 findet die Richtlinie 2004/17/EG 
keine Anwendung, wenn die betreffende Tätigkeit auf Märkten mit freiem Zugang unmittelbar dem Wett
bewerb ausgesetzt ist. Die Bewertung des Sachverhalts erfolgt ausschließlich im Sinne der Richtlinie 
2004/17/EG und unbeschadet der Anwendung der Wettbewerbsregeln. 

Die Kommission muss binnen drei Monaten, gerechnet ab dem oben genannten Werktag, über diesen 
Antrag entscheiden. Diese Frist läuft am 27. Januar 2011 ab. 

Artikel 30 Absatz 4 Unterabsatz 3 findet Anwendung. Dementsprechend kann die Frist, die der Kommission 
zur Verfügung steht, um einen Monat verlängert werden. Eine Fristverlängerung bedarf der Veröffentlichung.
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Mitteilung an Hakimullah Mehsud und Wali Ur Rehman, die mit der Verordnung (EU) Nr. 
1001/2010 der Kommission in die Liste nach den Artikeln 2, 3 und 7 der Verordnung (EG) Nr. 
881/2002 des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen 
bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und 

den Taliban in Verbindung stehen, aufgenommen wurden 

(2010/C 300/09) 

(1) Mit dem Gemeinsamen Standpunkt 2002/402/GASP ( 1 ) wird die Union zum Einfrieren der Gelder 
und wirtschaftlichen Ressourcen Osama bin Ladens, der Mitglieder der Al-Qaida-Organisation und der 
Taliban sowie anderer mit ihnen in Verbindung stehender Personen, Vereinigungen, Unternehmen und 
Organisationen aufgefordert, die in der nach den Resolutionen 1267(1999) und 1333(2000) des Sicher
heitsrates der Vereinten Nationen erstellten Liste aufgeführt sind, die von dem mit der Resolution 
1267(1999) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen eingesetzten Ausschuss der Vereinten Nationen 
regelmäßig zu aktualisieren ist. 

Auf der von dem genannten Ausschuss der Vereinten Nationen erstellten Liste stehen: 

— Al-Qaida, die Taliban und Osama bin Laden, 

— natürliche und juristische Personen, Organisationen, Einrichtungen und Vereinigungen, die mit Al-Qaida, 
den Taliban und Osama bin Laden in Verbindung stehen, und 

— juristische Personen, Organisationen und Einrichtungen, die im Eigentum oder unter der Kontrolle dieser 
mit Al-Qaida, den Taliban und Osama bin Laden in Verbindung stehenden Personen, Organisationen, 
Einrichtungen und Vereinigungen stehen oder diese unterstützen. 

Zu den Handlungen oder Aktivitäten, die darauf schließen lassen, dass eine Person, eine Vereinigung, ein 
Unternehmen oder eine Organisation mit Al-Qaida, Osama bin Laden oder den Taliban „in Verbindung 
steht“, zählen: 

a) die Beteiligung an der Finanzierung, Planung, Erleichterung, Vorbereitung oder Begehung von Hand
lungen oder Aktivitäten durch, zusammen mit, unter dem Namen oder im Namen von oder zur 
Unterstützung der Al-Qaida, der Taliban oder Osama bin Ladens oder einer ihrer Zellen, Unterorgani
sationen, Splittergruppen oder Ableger, 

b) die Lieferung, der Verkauf oder die Weitergabe von Rüstungsgütern und sonstigem Wehrmaterial an 
diese, 

c) die Rekrutierung für diese oder 

d) die sonstige Unterstützung ihrer Handlungen oder Aktivitäten. 

(2) Der Ausschuss der Vereinten Nationen hat am 20. Oktober 2010 beschlossen, Hakimullah Mehsud 
und Wali Ur Rehman in die einschlägige Liste aufzunehmen. Die Betroffenen können jederzeit einen mit 
Belegen versehenen Antrag auf Überprüfung des Beschlusses, sie in die genannte Liste der Vereinten 
Nationen aufzunehmen, an die Ombudsperson der Vereinten Nationen richten. Der Antrag ist an folgende 
Anschrift zu senden: 

United Nations — Office of the Ombudsperson 
Room TB-08041D 
New York, NY 10017 
UNITED STATES OF AMERICA 

Tel. +1 212 9632671 
Fax +1 212 9631300 / 9633778 
E-Mail: ombudsperson@un.org 

Informationen hierzu finden Sie im Internet unter der Adresse http://www.un.org/sc/committees/1267/ 
delisting.shtml
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(3) Im Anschluss an den unter Nummer 2 genannten Beschluss der Vereinten Nationen hat die Kommis
sion die Verordnung (EU) Nr. 1001/2010 ( 1 ) erlassen, mit der Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 
des Rates über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte Personen 
und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung 
stehen, geändert wird ( 2 ). Mit der nach Artikel 7 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 7a Absatz 1 der 
Verordnung (EG) Nr. 881/2002 vorgenommenen Änderung werden Hakimullah Mehsud und Wali Ur 
Rehman in die Liste in Anhang I der genannten Verordnung (nachstehend „Anhang I“ genannt) aufgenom
men. 

Die folgenden Maßnahmen der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 finden auf die in Anhang I aufgenommenen 
natürlichen Personen und Organisationen Anwendung: 

1. das Einfrieren aller Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen, die den betroffenen Personen und Organi
sationen gehören oder in ihrem Eigentum stehen oder von ihnen verwahrt werden, und die Vorschrift, 
dass keiner der betroffenen Personen und Organisationen direkt oder indirekt Gelder und wirtschaftliche 
Ressourcen zur Verfügung gestellt werden oder ihnen zugute kommen dürfen (Artikel 2 und 2a ( 3 )), und 

2. das Verbot, auf unmittelbarem oder mittelbarem Weg technische Beratung, Hilfe oder Ausbildung im 
Zusammenhang mit militärischen Tätigkeiten an die betroffenen Personen und Organisationen zu liefern, 
zu verkaufen und weiterzugeben (Artikel 3). 

(4) In Artikel 7a ( 4 ) der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 ist ein Überprüfungsverfahren vorgesehen, nach 
dem die Betroffenen zu den Gründen für die Aufnahme in die Liste Stellung nehmen können. Die mit der 
Verordnung (EU) Nr. 1001/2010 in Anhang I aufgenommenen Personen und Organisationen können bei 
der Kommission beantragen, dass ihnen die Gründe für ihre Aufnahme in die Liste mitgeteilt werden. Der 
Antrag ist an folgende Anschrift zu senden: 

Europäische Kommission 
‘Restrictive measures’ 
Rue de la Loi/Wetstraat 200 
1049 Bruxelles/Brussel 
BELGIQUE/BELGIË 

(5) Die betroffenen Personen und Organisationen werden ferner darauf aufmerksam gemacht, dass sie die 
Verordnung (EU) Nr. 1001/2010 unter den in Artikel 263 Absätze 4 und 6 des Vertrags über die Arbeits
weise der Europäischen Union genannten Voraussetzungen vor dem Gericht der Europäischen Union 
anfechten können. 

(6) Die personenbezogenen Daten der betroffenen natürlichen Personen werden im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten durch die Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft (jetzt Union) und zum freien Datenverkehr ( 5 ) 
behandelt. Etwaige Anträge, z.B. auf Erteilung weiterer Informationen oder zur Ausübung der in der Ver
ordnung (EG) Nr. 45/2001 vorgesehenen Rechte (z. B. der Auskunfts- und Berichtigungsrechte bezüglich 
personenbezogener Daten), sind an die unter Nummer 4 genannte Anschrift der Kommission zu senden. 

(7) Die in Anhang I aufgenommenen Personen und Organisationen werden darauf hingewiesen, dass sie 
bei den in Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 881/2002 angegebenen zuständigen Behörden des betref
fenden Mitgliedstaats bzw. der betreffenden Mitgliedstaaten beantragen können, dass ihnen eine Genehmi
gung für die Verwendung der eingefrorenen Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen zur Deckung ihrer 
Grundbedürfnisse oder für bestimmte Zahlungen nach Artikel 2a der Verordnung erteilt wird.
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